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ZrW ickmuhlen kom m unaler B etriebe !____Kommunale Betriebe

Obwohl die kommunalen Betriebe l ) in der 
modernen Rechtsprechung grundsätzlich des be- 

j  , hördlichen Charakters entkleidet und zu rein privat- 
rechtlichen Unternehmungsformen erklärt worden 
stnd-) —-  an verschiedenen Steuerprivilegien ist 
erst in jüngster Zeit wieder, in Verbindung m it der 
Sanierung der Reichsfinanzen gerüttelt worden — 
trotz dieses privatrechtlichen Einschlages also sind 
die meisten derartigen Betriebe heute noch
in das Prokrustes-Bett des städtischen Haushaltplans 

gebannt.
Und dies ist die erste „Zwickmühle“ . In einem 
Atemzug werden die kommunalen Betriebe als 
„werbende“  erklärt und dabei einer reinen „A u f
wandswirtschaft“  ausgeantwortet. Worin liegt der 
Widerspruch ?

„Aufwandswirtschaft“  bedeutet m it im voraus 
feststehenden Einnahmen, Dotierungen, wie sie 
„Äm ter empfangen, Ausgaben, die gleichfalls in 
regelmäßiger Wiederkehr vorausberechnet werden 
können, decken zu müssen. Also ein Wirtschaften 
nnt Voraussetzungen, die keine Überraschungen 
bergen.

I Kann ein kommunaler Betrieb so wirtschaften?
Die E i n n a h m e n  sind hier keine behörd

lichen, starren Auflagen. Sie sind das Entgelt, das 
die Bürgerschaft zahlt in dem Maße, in dem sie ge
neigt und in der Lage ist, die städtischen Einrich
tungen zu benutzen. Damit werden die Einnahmen 
den Schwankungen der Wirtschaftsperioden aus
geliefert. A ll die Feinnervigkeiten, Plötzlichkeiten, 
die solch’ Wirtschaftsverlauf in sich birgt, üben 
auch auf die kommunalen Betriebe ihre unmittel
bare W irkung. Die Beanspruchung der kommunalen

) D ie Versorgungsbetriebe (Gaswerke, E le k tr iz itä ts 
werke, W asserwerke) und die Verkehrsunternehm en.

) ßp sind die Straßenbahnen, die z. B. ob rigke itliche  
Befugnisse au f G rund von Ortsgesetzen zu r A nb rin g un g  
von W andhaken in  den Häusern fü r  ih re  Leitungsdrähte  
beanspruchten, durch das Sachs. O berverw altungsgerich t 
au f den (kostenp flich tigen) Ente ignungsw eg p riva te r 
U n te rnehm er verw iesen w orden. D ie „G eb ü h ren “  fü r  
S trom  und Gas sind längst als reine Lieferungspreise 
p riva te r U nte rnehm er e rk lä r t  worden und genießen 
keineswegs das V o rrech t des § 6 i K o nku rso rdnung  fü r  
behördliche Abgaben.

Verkehrsunternehmen (Frequenz), die Benutzung 
der Strom-und Gaslieferung aus städtischen Werken, 
ist den Konjunkturschwankungen in  vollem Maße
ausgesetzt.

Da paßt natürlich schlecht die kameralistische 
Festlegung eines bestimmten Einnahmesolls im 
Haushaltplan. Diese Erörterungen schweben mei
stens zu Anfang des Jahres. Das Wirtschaftsjahr 
ist überwiegend das Steuerjahr (x. 4. bis 31. 3.). 
Da kann nun im Vollgefühle einer günstigen Kon
junktur, vielleicht in einem Momente,
wo kaufmännischer Instinkt schon den Beharrungs

oder Abflauungszustand wittert,
em Bruttoertrag angenommen werden, der lediglich 
auf der Vorstellung (und dem Wunsche!) beruht, 
die Ergebnisse eines glücklichen Vorjahres möchten 
dauernde bleiben. Und, da der Wunsch den Glauben 
zu einer gewissen Felsenstärke auch bei den Finanz
dezernenten anschwellen läßt, rechnet man ein. 
tach m it solchen Hoffnungen und Zahlen. Ke/n 
Mensch kann wissen, was der Abschluß bringt. So 
entscheidet darüber, welche Zahlen eingesetzt 
werden, schließlich d i e Instanz, die ihre Mej/iung 
am wirksamsten innerhalb der Städtischen Körper
schaften zur Geltung bringen kann. Der Wider
streit der Interessen der kommunalen Werke und 

Finanzdezernenten w irk t sich dabei ju s . Qie 
Mentalität der Werke geht natürlich daiin, nicht 
unter allen Umständen ihre letzten Reserven preis
zugeben. Die Mentalität der Finanzcezernenten, 
der Kommunen geht wiederum dahin, de Ansprüche 
möglichst, hoch zu stellen, denn nach Meinung der 
Fmanzdezernenten sollen die kommi/nalen Betriebe 
einfach „verwalten“ , lies: aus ih/en Einnahmen 
einen möglichst hohen Betrag ai die städtische 
Fmanzverwaltung abführen. Forderungen nach 
Rücklagen finden oft wenig aufnxhmefähige Ohren.

So der kom m unale Befrieb o ft in  das Ge
schä fts jah r m it  gebundener Marschroute h ine in ;

immer hängt die kameralistiscfe Einnahmeziffer über
ihm,

auch noch zu einer Zeit, wo die tatsächlichen Ein
nahmen infolge von Konkursen, Vergleichen, Still
legungen bedenklich sid mindern oder die a ll
gemeine Finanznot die Bürger von den Verkehrs
mitteln fernhält.
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Auf der Ausgabenseite steht es nicht besser. Ein 
besonderes Kapitel bilden die A b s c h r e i b u n 
gen .  Auch sie können eine Zwickmühle erster 
Ordnung für die Finanzwirtschaft der Betriebe 
werden. Hier interessieren besonders die Fälle, in 
denen
ein Teil der Roherträge in Form von Abschreibungen

gebunden
werden soll, zu Zwecken der Erneuerung der An
lagen. Die hiermit verbundenen Abstriche vom 
Reingewinn beschwören von vornherein einen 
Widerstreit herauf zwischen Finanz- und Werk
verwaltung. Grundsätzlich sind die Abschreibungen 
ortsgesetzlich festgelegt. Da aber auch in diesen 
schlechten Zeiten ein möglichst hoher Reinertrag 
der Werke für die Gemeinden nötiger denn je ist, 
und man oft diese Erwägung in die erste Linie 
schiebt, w ird an den Abschreibungsmitteln herum
gestrichen. Proteste verhallen nur zu oft. Es müßte 
denn der Werkdezernent zugleich der Oberbürger
meister sein, was in keiner Großstadt der Fall ist. 
M it viel zu knappen Abschreibungsmitteln geht 
man so in die Kampagne hinein. Und auf der 
anderen Seite, was soll nicht alles aus diesen Ab
schreibungsmitteln gedeckt werden!

Hier kommen w ir zur dritten Zwickmühle der 
Finanzwirtschaft in kommunalen Betrieben. Die 
Drosselung der Anleihepolitik für Dauer
anlagen hat
die Bedeutung der Selbstfinanzierung der Werke
in letzter Zeit ganz ausschlaggebend gesteigert. 
Die kaufmännische W erkpolitik verlangte volle 
Einsetzung der ortsgesetzlich festgelegten Sätze 
für Abschreibungsmittel. Die hohen Bankzinsen 
ließen die Werke viel zu sehr m it Zinsen belasten 
und die Sehnsucht, sich im  Wege der —  billigen — 
Selbstfinanzierung zu helfen, wuchs mächtig. Der 
Fonds der Abschreibungsmittel konnte natürlich 
letzthin nur auf Kosten des Reingewinns sich voll 
auswirken, und damit kam man in die Zwickmühle, 
die darin bestand, daß die Stadtverwaltung
vom Reingewinn als einer ziemlich konstanten Größe
ausging, nach der sich die Abschreibungsmittel zu 
richten hätten. Erforderlich ist die Einsicht, daß in 
dieser Katastrophenzeit auch der Reingewinn Haare 
lassen muß — zur Gesunderhaltung des Werks, daß 
der allgemeine Aufwand einer Stadt schließlich 
auch nur elastisch sein darf und Rücksicht auf die 
allgemeine Wirtschaftslage nehmen muß. Der Er
kenntnis, daß man sich lieber im allgemeinen Auf
wand von Gemeinde wegen beschränken solle, als 
die Finanzgrundlage der Werke zu gefährden durch 
Verknappung der Erneuerungsmittel, ist weiteste 
Verbreitung zu wünschen.

M it von vornherein zwangläufigen Zahlen im 
Reingewinn und in den Abschreibungs- und Er
neuerungsmitteln ist ein schweres Arbeiten, wenn 
die mannigfachen Überraschungen des Geschäfts
jahres eintreten. Da werden
den Werken Investierungen unerwarteterweise auf

genötigt,
von deren Kosten sich oJt die Veranlasser gar keine 
rechte Vorstellung zu machen scheinen. Siedlungen 
werden in unaufgeschlossenen Gegenden von den 
Siedlungsämtern finanziert. Die Kabel und die Gas
leitungen aber, die Hauptrohre, müssen die Werke

legen — im  Wege der Selbstfinanzierung. Dafür 
reichen nun die immer (im Interesse eines möglichst 
hohen Reingewinns!) knapp bemessenen Posten 
oft nicht aus. Ausgeführt werden müssen aber die 
Arbeiten, das befiehlt einfach die Gemeinde. Schließ
lich läuft es darauf hinaus, daß „Überschreitungen“ 
der Ansätze herauskommen, die „genehmigt“  wer
den müssen, oft unter wenig angenehmen Debatten 
für die gemeindlichen Werke. Das sind Zwick
mühlen der Finanzierung, die kein privater Betrieb 
kennt.

Wie seltsam:
Beim kameralistisch finanzierten3) kommunalen 

Werk t r i t t  man von vornherein m it d e m  Ansatz 
ans volle Tageslicht, der in der sonstigen Erwerbs
wirtschaft m it dem tiefsten Schleier des Geheim
nisses verhüllt wird, um den gegen das Ende des 
Geschäftsjahres erst ein Raunen und ein Raten 
sich erhebt (vor allem an der Börse!): dem Rein
gewinn, der Dividende. Wo gäbe es in der freien 
Wirtschaft einen Werksdirektor, dem man Vor
würfe machte, wenn die Dividende des Vorjahres 
in einem ausgesprochenen Krisenjahre nur zum 
Teil erreicht würde? Der Leiter eines kommunalen 
Werks, der die Bürde des hohen Reingewinns aus 
einem glänzenden Vorjahre im  Haushaltsplan des 
laufenden Jahres von Anbeginn m it sich herum
schleppt, wird viel zu schwer belastet, weil seine 
Leistungen nur zu oft beurteilt zu werden pflegen 
vom Standpunkte des erhofften Reingewinns. Ein 
privatwirtschaftliches Unternehmen, von dem der 
Aktionär einfach m it der Vorjahrsdividende r e c h 
n e n  kann, gibt es nicht. Und komische Zustände 
würden eintreten, wenn zu Beginn des Geschäfts
jahres die Börse schon m it bestimmten Gewinnen 
r e c h n e n  könnte. Die Ungewißheit des Ergeb
nisses aber ermöglicht es der Privatwirtschaft, die 
Ansätze nach den tatsächlichen Verhältnissen beim 
Abschluß untereinander abzustimmen und nichts 
zu kurz kommen zu lassen, insonderheit nicht die 
Reserven zur Erneuerung schnellebiger Anlagen -

Ein Novum bedeutet es, wenn kommunale Werke, 
nachdem sie „gegründet“  worden sind, immer noch 
die Allüren der kommunalen Werke insofern bei
behalten, als ihnen die Aufstellung eines „vo r
läufigen Abschlusses“  (alias Haushaltplan) von der 
Gemeinde, d. h. den Gesellschaftern auferlegt wird. 
Ein Novum insofern, als alle Welt gemeint hat, 
die Gründung der Werke geschähe vor allem m it 
zu dem Zwecke,
das Panzerhemd des Haushaltplans mit dem Flügel

kleide der Bilanz
zu vertauschen.

Auf die Dauer werden sich die kommunalen 
Werke natürlich die erwähnten Zwickmühlen immer 
mehr vom Halse schaffen müssen, um sich in 
schwerer Wirtschaftsnot sicher halten zu können, 
übrigens nur zum Wohle der Gemeinden, für die sie 
arbeiten.

Stadtrechtsrat Dr. H e y m a n n .

:l) Demgegenüber b le ib t die Übung, die Geschäfts
vorgänge kau fm änn isch  zu buchen, außer jeder W irk u n g . 
D ie „E rtra g re c h n u n g “  w ird  im  Spiegel des a p r io r i fest
gesetzten H ausha ltp lans b e u rte ilt, n ic h t nach den E ven
tu a litä te n , die das G eschäfts jahr brachte.
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A rbe itsze it
zu H e ft 6, S. 81/82

Gemeinschaftsinn oder Gruppeninteresse?
E in  B r ie f  ü b e r d ie  w a h re  Lage  d e r  A ngeste llten .

Sehr geehrter H e rr O bersteuerinspektor!
Sie wenden sich dagegen, daß K a r l Fech tner in  seinem 

A ufsa tz  „D a s  P roblem  der A rbe itsze it e in  W irtsch a fts 
prob lem “  (H e ft 6 Seite 82; B B -O rdner 3) auch das Thema 
der Beam tenpensionen in
die notwendigen Sparmaßnahmen
e ingere ih t hat. D er K la rh e it ha lber sei w ö rtl ic h  w ieder
ho lt, w a s  Fechtner gesagt h a t:

„ I n  die gleiche Sparkategorie gehört das Them a der 
Beam tenpension. W e r wegen U n fä h ig k e it entlassen w er
den muß, soll n ic h t in  den Genuß der vo llen  ih m  zustehen
den Pension gelangen. Es m uß e in  M itte l geschaffen 
werden, g le ich  dem in  der P riva tin d u s tr ie , welches den 
Beam ten im m e r w ieder veranlaß t, io o % ig  seine K rä fte  
in  den D ienst seiner Behörde zu ste llen. U nzu friedenhe it 

/  Y'i l! ü ' üen Le istungen m uß im  g le ichen Maße geahndet w er
den können w ie in  der P riva tin d u s tr ie . N ich t D iensta lte r 
und E ta t dürfen  fü r  Beförderungen und Zu lagen  m aß
gebend sein, sondern ausschließlich Kenntnisse und 
Leistungen.

W enn ich  nachstehend au f Ih re  w eiterz ie lenden A us
füh rungen  zu diesen Sätzen eingehe, so geschieht das 
n ich t, w e il Sie vergaßen, Ih re m  B rie f auch Ih re  A n s c h rift 
beizusetzen, sondern w e il Sie Ih re n  A us füh rungen  da
durch N achdruck verle ihen w o llen , daß Sie besonders be
tonen, Sie hä tten  den D e u t s c h e n  B e a m t e n -  
b u n d  fü r  Fechtners A usfüh rungen  in teressiert, und 
w e il ich  der A n s ich t b in , daß m an doch e inm al die Lage 
der A ngeste lltenschaft, die ja  genau so w ie  die Beam ten 
ih r  fest umrissenes A rbe itsgeb ie t hat, k la rlegen  m uß, da 
h ie r offenbar U n kenn tn is  grassiert.

W e il Fechtner die Beam tenpension überhaup t e rw ähnt, 
w erfen  Sie ih m  vor, daß er in  einem  Absatz vo rh e r „v o n  
uns inn ig  hohen Verd iensten“  gesprochen habe. Dies ist 
besonders w ich tig , w e il Sie dam it Ih re n  nachfolgenden 
A usfüh rungen  von vo rnhere in  eine Tendenz geben, die 
Fechtner vo llkom m en  fe rn lieg t. Fechtner sp rich t von  den 
uns inn ig  hohen Verdiensten ausschließlich m it  Bezug auf 
gewisse A  r b e i t e r k a t e g o r i e  n “ . W il l  m an sach
lic h  bleiben, so kann  m an se lbstverständ lich  n ic h t e in fach 
W orte , die einem  gerade passen, aus dem Zusam m enhang 

/  reißen, um  sie a u f die Beam ten anzuwenden.
Sie sagen dann folgendes dazu: „B eam te  beziehen 

gegenüber v e r g l e i c h b a r e n  P riva tangeste llten  in  
der Regel w e it geringere E in kü n fte , w e il in  diesen schon 
a u f die Pensionsberechtigung R ücks ich t genom m en ist. 
D ie Pension is t gewissermaßen „e inbeha ltene r Gehalts
te il“ , »

H ie r sind w ir  beim  K e rn  Ih re r  A usfüh rungen , und es 
Leg t u n m itte lb a r im  Interesse der kau fm änn ischen  A n 
gestelltenschaft, daß weiteste Kreise, auch die Beam ten
kreise, e inm a l r ic h tig  über die Verg le ichszahlen u n te r
r ic h te t werden. N ich t Fechtner, aber Sie, H e rr Ober
steuerinspektor, haben

die Gehaltstage in die Debatte geworfen!
W ie  fä l l t  der Verg le ich  aus?

D ieser ve rd ienstvo llen  Festste llung ha t sich M a rk 
w a rt bereits in  N um m er 20/1930 der G D A -Z e itsch rift 
unterzogen. E r s tü tz t sich h ie r zunächst h in s ic h tlic h  der 
Abzüge au f die E rhebung des S tatistischen Reichsamtes 
über W irtscha fts rechnungen  fü r  a lle  A rbe itnehm erg rup 
pen: A ngeste llte , A rb e ite r und  Beamte.

Das Ergebnis w ird  dah in  Umrissen, daß, w ährend  die 
A ngeste llten  in fo lge  der Abzüge fü r  die Sozia lversicherung 
7 ,8 / ,  und  die A rb e ite r 7,9%  a lle r Ausgaben fü r  Versiche
rungen aufwendeten, bei den Beam ten die Aufw endungen

f \ y

fü r  Versicherungen n u r 3 ,2%  a lle r Ausgaben ausmachten 
(Stand vom  16. 10. 1930).

B ezüglich  der Gehälter be tont M a rkw a rt, daß g le ich
fa lls  nach der Erhebung des S tatistischen Reichsamts 
über W irtscha fts rechnungen  die Beamten m it  ih rem  
du rch sch n ittlich e n  E inkom m en um  ungefähr 50 RM. 
über den du rchsch n ittlich e n  E innahm en der Angeste llten 
lagen. W e il nun  die diesbezügliche U ntersuchung des 
Reichsamts n u r 498 Beamte und  546 Angeste llte  erfaßt, 
s tü tz t sich M a rk w a rt in  w eiterem  V e rfo lg  seiner U n te r
suchung au f die bedeutend um fangre icheren U nterlagen 
der E rhebung des G D A. über
die wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse der 

Angestellten.
Z u  der nachfo lgenden Tabelle (Seite 148), die dann als 
Ergebnis au fgeste llt w ird , werden folgende E rläu te rungen 
gegeben: . . . .

„ F ü r  eine Gegenüberstellung der Beamtenbezüge und 
der Angeste lltengehä lte r kom m en in  erster L in ie  die Reichs
beamten in  B e tracht, da die E rhebung sich über 
das ganze Reichsgebiet erstreckte. D ie Beam tengehälter 
sind nach Ortsklassen gestuft. U n te r B erücks ich tigung  
des Um standes, daß die Beam ten in  den M in is te rien  und 
obersten Reichsbehörden eine M in is teria lzu lage  erhalten, 
und die M ehrzah l der Beam ten in  größeren O rten beschäf
t ig t  is t, dü rfen  die Bezüge der Ortsklasse A  ungefähr dem 
D u rchsch n itt entsprechen. W i r w o l l e n  u n s  a b e r  m i t  
d e n  B e z ü g e n  d e r  O r t s k l a s s e  B b e g n ü g e n .

D ie Bezüge der Beam ten der Ortsklasse A  sind um  
einige Prozent höher. In  der Sonderklasse liegen die 
G ehälter w ieder u m  einige Prozent über der Ortsklasse A. 
Z u  dem G ehalt t r i t t  fü r  jedes unterha ltsberech tig te  K in d  
noch eine K inderzu lage  von  20 RM . im  M onat. Die Be
am ten in  M in is te rien  und obersten Reichsbehörden e rha l
ten zu a llen  Bezügen noch eine M in is teria lzu lage , deren 
Höhe 20 RM . in  der Besoldungsgruppe A , 10,30 RM . in  A9, 
30 R M . in  A5b, 60 RM . in  A4b und  60 bezw. 70 RM. in  
A zc, im  M onat beträgt.

D ie angegebenen D urchschn ittsgehä lter der ka u f, 
m ännischen A ngeste llten  schließen alle  F rauen- und 
K inderzu lagen, W ohnungsgeld, wo es gew ährt w ird , und 
alle  ü b e rta r if lic h e n  Zulagen e in .“
Das Vergleichsergebnis
nach M a rk w a rt ze ig t folgende Z ah len  (S. 148).

W ürde  m an zu diesem n u r a u f die Ortsklasse ß bezo
genen Ergebnis bei den Beam tengehältern noch den 
T e il Umschlägen, den Sie als „e inbeha ltenen Geha.ltstei l “  
bezeichnen, dann w ürde sich der Verg le ich zu Ungunsten 
der kau fm änn ischen  Angeste lltenschaft noch erheb lich  
versch lechtern. E ine weitere Verschlechterung w ird  sich 
ohne weiteres ergeben, wenn m an auch den A bbau der 
B eam tengehälter m it  dem Abbau der Angeste lltengehälter 
ve rg le ich t (z. B. im  Siemenskonzern 15% G ehaltskürzung. 
W e ite re  K ü rzu n g  durch  K ünd igung  des T a rifve rtrages  
zum  1. IV .  1931 bevorstehend. Dazu K u rza rb e it.)  W ie 
schlecht aber w ürde  der Verg le ich ausfaßen, wenn m an 
einen V erg le ich  zw ischen den nie e inkom m enlosen Be
am ten und der ungeheuren Z ah l e>nkommenloser k a u f
m änn ischer A ngeste llte r ziehen und a u f die Gesamt
zahlen der beiden Berufsgruppen e in  D u rchschn itts 
e inkom m en errechnen w o llte ! W o sind jj;e erw erbslosen 
Beam ten ? Es g ib t aber 304 000 erwerbslose Angeste llte .

A u f Fechtners r ich tige n  Satz: „W e r  wegen U n fä h ig ke it 
entlassen werden muß, soll n ic h t i n den Genuß der vo llen  
ih m  zustehenden Pension gelangen,“  fragen  Sie v o ll E n t
rü s tu n g : „W e r  soll denn überhaup t in  den Genuß der 
„ v o l le n “  ih m  zustehenden Pension gelangen?“
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Kaufmännische Angestellte Besoldungsgruppe Reichsbeamte
u e iia li in v^rtSAiaS 

Wo.inungsg 
ledig

ac eiiisc l i .  Blich 
eldzuscnuß 

v rheiratet

i i-
Einfache und schematische Arbeiten 

Durcnscnnittsgenälter beim 26. bis
28. Lebensjahr ...................................

höcnstes in  der Gruppe ......................
RM. 153 — 
RM. 211.—

A  10
Am tsgehilfen

A nfangsgeha lt...................................
nach 10 D ie n s tja h re n ...................
Endgehalt .........................................
(nach 18 D iens tjah ren )..................

157-33
194.Ö3

237.—

I70-33
207.83

250.50

I I .
Q ualifiz ierte Tätigke it

Durc schnittsge ä lte r beim 26. bis
28. Lebensjanr ...................................

höcnstes in  der Gruppe . . ............. ....
RM. 208.—  
RM. 256.—

A 9
Kanzleiassistent

A n fang sgeha lt...................................
nach 10 D ienstjahren ...................
Endgehalt (nach 18 Dienstjahren)

165.67 
220.33
253.67

170.67
233-83
267.17

I I I .
Teilweise selbständige Tätigkeit

Durcnscnnittsgenälter beim 26. bis
28. Lebensjahr ...................................

höcnstes in  der Gruppe ......................
RM. 241.—  
RM. 320.—

A 5b
Kanzleisekretäre

A n fang sgeha lt...................................
nach 10 Dienstjahren ...................
Endgehalt (nach io  Dienstjahren)

228.67
333-83
400.50

242.17 
349-33 
416.—

IV .
Selbständige und verantwortliche Tätigkeit 

D urchschnittsgehälter beim 33. bis
35. Lebensjahr..................................... RM. 341.

hc c stes in  der G ruppe........................ RM. 388.

A  4 b
Oberinspektoren

A n fang sgeha lt...................................
nach 6 D ienstjahren ....................
Endgehalt (nach 12 Dienstjahren)

392-17
46 3 —
533-83

407.67
478.50
549-33

V.
Angestellte m it le itender Tätigkeit 

Durcnschnittsgenälter beim 30. bis
35. Lebensjanr.....................................

höc »stes in der G runoe........................
RM. 395.—  
RM. 471.—

A  2 c
Am tm änner

A n fang sgeha lt...................................
nach 10 Dienstjahren ...................
Endgehalt (nach 20 Dienstjahren)

450.50
632.67 
766.—

466.---
656.67
790.—

Es is t ganz k la r , daß Fech tner m it  seinen A usfüh rungen  
n ich t, w ie  Sie glauben, den du rch  A lte rn , G ebrech lichke it 
und K ra n k h e it un fäh igen  Beam ten gem ein t ha t, denn

der kaufmännische Begriff „unfähig“
e rs treckt s ich ausschließ lich a u f W issen, K önnen und 
Leisten. Sie können  ih m  also weder nach dem W o rtla u t 
noch dem B egriff nach unterschieben, er stelle unsoziale 
Forderungen. Gedacht is t aber zw eife llos an Fälle , in  
denen das R echtsem pfinden des Vo lkes andere Bahnen 
e insch läg t als die Rechtsbegriffe irgendw e lcher ju ris tischen  
Instanzen. U nd h ie r ka n n  zw eife llos m it  R echt e in B e i
spiel genannt w erden : Das des verflossenen O berbürger
m eisters von  B e rlin .

Sie w enden sich w e ite r dagegen, daß Fechtner sch re ib t: 
„N ic h t  D iens ta lte r und  E ta t d ü rfen  fü r  Beförderungen und 
Z u lagen maßgebend sein, sondern aussch ließ lich  K e n n t
nisse und Le is tungen .“  H ie r  k o m m t e in  a lte r k a u f
m änn ischer G rundsatz zum  A usd ru ck  und w e ite r gar 
n ich ts . U nd ich  m uß sagen, daß Fech tner s ich in  diesem 
P u n k t außerorden tlich  zu rü ckh a lte n d  geäußert hat, da er 
n u r die W o rte  „D ie n s ta lte r  und E ta t“  b rauch t. E r ve r
w e ist offenbar Behauptungen, die auch noch andere Ge
s ich tspunkte  fü r  B e förderungen und Z u lagen in  gewissen 
F ä llen  als vo rliegend  ansehen lassen, in  das Reich der 
Fabel. D a sich Fech tner ja  le d ig lich  m it  e iner re inen 
W irtsch a fts fra g e  befassen w o llte , e rü b rig t es sich, h ie r 
a u f solche Fabeln  einzugehen, die im m e rh in  rech t be
lastende W irk lic h k e it  geworden zu sein scheinen.

Es g e fä llt Ih n en  fe rne r n ich t, daß Fechtner davon spricht, 
daß die Beam ten im m e r w ieder ve ran laß t werden m üßten, 
io o % ig  ih re  K rä fte  in  den D ienst der Behörde zu stellen. 
Im  Zusam m enhang seines Aufsatzes ka n n  das gar n ich t 
anders verstanden werden, als daß der Beam te n ic h t in  
d i e Gebiete anderer B erufsgruppen e inbrechen soll, die 
seine behörd liche T ä tig k e it n ic h t u n m itte lb a r betreffen. 
Es lie g t doch a u f der H and, daß durch  die Tatsache des 
E inb ruchs  andere Berufsgruppen m a te r ie ll schwer ge
schädigt werden, und  h ie r besonders solche B eru fsgrup 
pen, die m an  zu den fre ien  B eru fen  zä h lt. Da solche E in 
brüche, die noch gar n ic h t e inm a l a u f eine Nebenbeschäf
t ig u n g ’ h inaus laufen , frag los  geschehen und  u n te r dem 
G esichtspunkt der A rbe its los igke it und Notlage ganzer 
Berufszweige als asozial angesehen werden müssen, 
w il l  ich  h ie r zw ei Fä lle  aus m einer P rax is  h e ranz iehen :

Daß
die Bücherrevisoren und Steuerberater unter den 

heutigen Verhältnissen
einen n ic h t le ich ten  Stand haben, is t h in re ichend  bekannt. 
In  den le tz ten  M onaten habe ich  aber w iede rho lt Z u 

sch rifte n  von  Bücherrev isoren  bekom m en, die s ich dar
über beklagen, daß Steuerbeamte zu den K unden dieser 
R evisoren gehen und ihnen  sagen: „S ie  brauchen ja  über
haupt ke ine ordnungsgemäße B u ch fü h ru n g . Schreiben 
Sie Ih re  E innahm en auf, dann is t die Sache e rled ig t.“  
Solche Beschwerden kam en aus Sachsen, aus dem R he in 
land und auch aus anderen Gegenden. Es is t k la r , daß 
die Folge e iner solchen Ü berredung, die ja  frag los  n ic h t 
zum  A ufgabenkre is  des Steuerbeam ten gehört, fü r  den 
R evisor den V e rlus t des K unden bedeutet. B e fo lg t der 
S teuerp flich tige  den R at, dann  h a t die Steuerbehörde im  
W ege der Schätzung frag los  le ich te re  A rb e it, als w enn sie 
eine ordnungsm äßige B u ch fü h ru n g  m it  Belegen usw. 
nachprü fen  m uß. Das V e rfah ren  der e rw ähnten  Beam ten 
aber steht im  Gegensatz zu den Erlassen des R F M ., in  
denen besonders auch die E in fü h ru n g  ordnungsm äs- 
siger B uch füh rungen  in  k le inen  Betrieben im m er w ie 
der begrüßt w urde . Es s teh t w e ite r im  absoluten W id e r
spruch zu der Ä nderung  der Reichsabgabenordnung durch 
die N o tve ro rdnung  vom  x. 12. i 93° i du rch  die die B uch
fü h ru n g sp flich t sogar U n te rnehm ern  und  U nternehm en 
m it e inem  G ewerbeertrag von  m ehr als 6000 RM . a u f
e rleg t w orden  is t m it  der Maßgabe, es seien a u f G rund 
jä h rlic h e r Bestandaufnahm en regelm äßig Abschlüsse zu 
m achen. Ic h  m öchte so fo rt betonen, daß ich  h ie r ke ines
fa lls  die Nam en der Beschw erdeführer nennen werde, 
u m  die w ir tsch a ftlich e  Lage dieser R evisoren n ic h t noch 
w e ite r zu erschweren. D ie  F inanzäm te r und Landes
finanzäm te r werden ohneh in  K e n n tn is  davon e rha lten , 
w enn der angeratene W eg der Verwaltungsbeschwerde 
beschatten  w ird  oder w urde. —  E in  anderes Beispiel is t, 
daß Steuerbeamte z. B. Erlasse des R F M . bedeutend frü h e r 
e rha lten , als die fre ib e ru flich e n  F achsch rifts te lle r, denen 
nach A u s k u n ft der R e ichsdruckere i au f G rund e iner an
geblichen V e rfügung  des R F M . die ve rkä u flich e n  Erlasse 
erst 14 Tage nach Abgabe an die F inanzäm te r zugehen. 
A us diesem G runde finde t m an  häu fig  in  speziellen 
S teuerze itschriften die B ehand lung  solcher Erlasse wesent
lic h  frü h e r als die V e rk ä u flic h k e it der Erlasse begonnen 
hat. M it  anderen W o rten  k o m m t der fre ib e ru flich e  Fach
sch rifts te lle r a lsdann zu spät. Das H o n o ra r h a t bereits 
e in  S teuerbeam ter erha lten . Genau dasselbe g ilt  fü r  die 
Entsche idungen insbesondere des Reichsfinanzhofs, die 
m an in  den am tliche n  B lä tte rn  vergeb lich  sucht. Es 
heißt, solche Entscheidungen sind „ n ic h t  zu r V erö ffen t
lich u n g  be s tim m t“ . M an finde t sie aber fast regelm äßig 
in  e iner S teuerze itschrift, au f die sich andere E n tsche i
dungen in  den Begründungen m it  besonderer Vorliebe 
beziehen. Ganz bescheidene A n fra g e : W er ha t h ie r das 
H on o ra r bezogen? A n tw o r t:  D er fre ib e ru flich e  Fach
sch rifts te lle r, der B ücherrev iso r und  der Steuerberater
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bestim m t n ic h t! H ier, lie g t frag los bei den Beam ten, die 
¡solche In fo rm a tion e n  so fo rt weitergeben, Nebenbeschäf
tig u n g  vo r und n ic h t die nach Ih re n  A usfüh rungen  er
la u b te  Fachschrifts te lle re i. Denn le tztere setzt eine eigene 
Le istung  voraus. D ie W eitergabe von am tlichem  M ate
r ia l in  A b sch rift oder m it e in igen K ürzungen  is t aber 
gewiß keine eigene Leistung.

Fechtner w o llte  also da ra u f'h in au s , daß m an , 
die Existenz und die Kaufkraft möglichst breiter 

Massen erhalten
solle. N ich ts  is t berechtig ter un te r den heutigen Ver
hältn issen als diese Forderung. Sie is t besonderes Gebot 
fü r  die, deren Existenz, w ie w ir  gesehen haben, bereits 
Über den D u rchsch n itt der E in kü n fte  der kau fm änn ischen 
Angeste llten  gesichert ist.

In  diesem Zusam m enhang m ag auch da rau f h ingew ie
sen werden, daß es in  der Beam tenschaft n ic h t n u r Pen
sionäre g ib t, die in  der W ir ts c h a ft ausreichende A rbe its 
plätze gefunden haben; es g ib t auch sogenannte W a rte 
standsbeamte, die tro tz  eines neugefundenen E inkom m ens 
ih r  W artege ld  weiterbeziehen. H ie rüber g ib t der Gau
spiegel des G D A . (B randenburg N r. 1/1931) folgende 
Z usam m enste llung :

a) Vvan.cstaiiübüeamtc des m ittle ren und unteren Dienstes:

Zah l der W .B . Vorübergehende Beschäftigung Planstellen 
lehnten ab | lehnten ab

■927........................  354
1928........................  26
1 9 2 9 ...................... 196
1930........................  143

b) Wartestandsbeamtc 
Planstellen lehnten

26
74
9 i

4

des höheren Dienstes: 
ab 1927....................

............................

12
14
2
7

Sie, H e rr Öbersteuerinspektor, sagen, daß Sie n ic h t 
glauben, Fechtners „A u s fü h ru n g e n  über die je tz t so ,sehr 
beliebten ' und so b illig  herabzusetzenden Beam ten seien 
das Papier w e rt, a u f dem sie stehen“ . Ic h  dagegen b in  
der A ns ich t, daß weder in  dem erw ähnten A ufsa tz  von  
Fech tner noch auch in  m einer E rw ide rung  au f Ih r  
Schreiben eine „B eam tenhetze“  gesehen werden kann . 
Oder is t Festste llung von  Tatsachen ke in  Papier w e rt 
oder gar Hetze, n u r, w e il diese Tatsachen unbequem  
sind?

Es geht je tz t darum , den vo lksw irtsch a ftlich e n  Nutzen 
so zu verte ilen , daß er w ir tsch a ftlich  dem R e c h t s 
e m p f i n d e n .  des arbeitenden Volkes, a lle in  un te r 
dem G esichtspunkt e iner ta tsäch lich  unbeschreiblichen 
N otlage annähernd entsprich t. D ie Kundgebungen der 
Beam tenschaft, auch des Deutschen Beamtenbundes, m it  
dem Sie drohen, betonten w iederho lt ih r  tie fes Verständnis 
fü r  die soziale Notlage der anderen Berufe. Diese er
s treck t sich auch a u f die Berufsgruppen, die sich als 
Leser um  BB  scharen. M an is t a u f a llen  Seiten da rin  
e in ig , daß m an die deutsche V o lksw irtsch a ft n u r heben 
kann , w enn m an, w ie  der Reichskanzler D r. B rü n in g  in  
K ö ln  sagte, „ge n a u  aufeinander abgestim m te M aßnahm en“  
t r if f t .  So h a rt die eine oder andere M aßnahme oder a lle  
M aßnahm en sein mögen,

richtige Maßnahmen treffen kann man nur, wenn 
man den Tatsachen ins Gesicht sieht.
H in s ic h tlic h  dieser Tatsachen Ih re n  I r r tu m , der w a h r

sche in lich  n ic h t e inzig  dasteht, äu fzuk lä ren , is t der Z w eck  
dieser Zeilen .

M it der B itte  u m  e in  diesen Tatsachen entsprechendes 
Verständn is fü r  die Lage der kau fm änn ischen  A ngeste ll
ten empfehle ich  m ich  Ihnen

Carl F luhm e.

Beleg und B ilanz 9 3 R ationa lis ie rung
4. Jahrgang, H e ft xo

m N ic h t ab trennen! A rbe itsze it
1. A p r il 1931 n zu H e ft 6 S. 81/82

H a t die Lohnsenkung
wesentlichen Einfluß au f die Preiskalkulation?

A u f G rund m eines in  H e ft 6, Seite 81/82, ve rö ffe n t
lic h te n  Aufsatzes is t bezw eife lt w orden, daß der L ohn  als

ein nur unwesentlicher Bestandteil des Verkaufs
preises

anzusehen ist. Es is t fü r  die praktische E n tw ick lu n g  
der D inge und fü r  die zu treffenden M aßnahm en n ich ts 
w esentlicher, als daß über solche Zw eife ls fragen, w ie  es 
schon der vorstehende A ufsa tz  über die Angeste llten
gehälte r tu t,  K la rh e it geschaffen w ird . Deshalb seien 
nachstehend einige aus m einer P rax is  stammende Zahlen 
aus den verschiedensten Indus trien , in  denen ic h  tä tig  
w a r, gegeben.

Gewiß, es g ib t Gewerbezweige, in  denen der Lohn 
m ehr als 20 %  des Verkaufspreises ausm acht. Dieses 
g il t  besonders fü r  re in  handw erksm äßig betriebene F ab ri
kationszw eige, w ie  z. B. K o n fe k tio n , Tabak industrie  und 
a lle  k le ingew erb lichen  U nternehm en, denen le istungs
fähige M aschinen n ic h t zu r V e rfügung  stehen. A ber ge
w ö h n lich  sind gerade in  diesen In d us trie n  die Löhne 
bereits so n ie d r ig , daß e in  m erkbare r Lohnabbau, 
w elcher eine Pre issenkung e rm ög lichen  w ürde, gar n ich t 
in  B e trach t ko m m t.

Es kann  als a llgem ein  bekann t bezeichnet w erden, daß 
T e x tila rb e ite r und auch die in  der Spielzeugindustrie 
tä tig e n  Personen Löhne beziehen, welche zum indest n ic h t

höher s ind als die der V o rkriegsze it, tro tz  gestiegener 
ö ffen tliche r Lasten, Preise, M ie ten  usw.

Einige Beispiele über Unkostenzuschläge
aus den verschiedensten Industriezw eigen zeigen deu t
lich , w elchen ve rhä ltn ism äß ig  geringen A n te il der L ohn  
am Preis ha t.

Maschinenschreiner ....................................  r 75 Ms 250
Handschreinerei............................................  l25 ”  *5o %
Spengler........................................................  *5°  %
Schweißer ....................................................  *75 % ‘
Handschlosser..............................................  I25 >> 150%
Dreher und Maschinenschlosser ..............  x5°  ,, 200 %
Werkzeugmacher ........................................ x75 ,, 250%
Packer und Verlader..................................  100 ,, 175 %
Montagearbeiten gewöhnlich zu festen 

Stundensätzen m it einem einkalkulierten
Unkostenzuschlag von .......................... 150 ,, 300 %

Schmiede ....................................................   150 „  175%
Lackierer.................................................. . • 150 „  200 % .

W ährend  es sich bei den vorstehend au fge füh rten  A r 
beiten in  der Regel um  solche handelt, bei denen es sich 
auch im  Großbetrieb um  m ehr handwerksm äßige A rbe its 
a us füh rung  handelt, sind nachstehend solche Zuschläge 
der G roß industrie  a u fge füh rt:

149



150
Stanz- und Preßw erke...................................  300 b‘s 400 %
W a lzw e rke .......................................................... 600 ,, 1000 %
K ok illeng ießere ien ............................................ 4 ° °  >» 600 %
Band W alzw erke.................................................  400 >> 500 %

V o r s t e h e n d e  U n k o s t e n z u s c h l ä g e  b il
den n u r einen T e il in  der G esam tka lku la tion , die sich,
w ie  fo lg t, zusam m ensetzt:

z. B. d irekter Lohnaufwand .......................................................... RM. 100.—
200% Unkostenzuschlag fü r  die F ab rika tion  und

A m ortisa tion  .................................................................................... » 200-—
M a te ria lau fw and ..................................................................................  ,, 200,—

Summe K m . 500.—

dieser Preis s te llt den reinen Selb&tkostenbetrag dar, zu w e l
chem noch in  der Regel ein Zuschlag von 5 bis 33x/a%  fü r 
Handlungsunkosten, Reklame, Steuern, Verzinsung, Kon
s truk tio n  usw. kom m t, in  diesem Beispiel z. B. 20% , also RM. io o .—•
so daß der Selbstkostenpreis........................................................ RWl. 600.—
beträgt. Nun w ill aber auch die herstellende F irm a ver
dienen, der Großhändler w ill verdienen, der V ertre ter und, 
wenn es sich um  M assenartikel handelt, auch noch der 
K le inhändler. Diese Zuschläge erfordern in  der Regel 
nochmals einen n ich t zu knapp bemessenen Zuschlag von 
30 bis 50 und sogar 100%. Diesen le tzten Satz wo llen w ir
einm al anwenden und dafür ..................................................... RM. 600.
einsetzen, so daß ein Verkaufspreis fü r  eine bestimmte Menge
der W are besteht von ..................................................................... RM. 1200.—

Nun die Probe auf die Kalkulation:
Der Händler bekom m t ....................................................................  RM. 1200.—
er zah lt m inus 25% =  RM . 300.— ..........................................  ,, 9° ° •—
der Großhändler b e k o m m t..............................................................  ,, 900.—
er zah lt m inus 10% «= RM . 90.— ............................................. 810.—
Diesen Betrag e rhä lt nun der Hersteller und bezahlt davon

den Vertre ter m it  v ie lle ich t 5%  RM . 41.— .................. ,, 770.—
da die Selbstkosten der F irm a ........................................................ >. 600.—
betragen, verbleiben fü r  diese n o c h ............................................. ,, 17°-—
als Reingewinn. Nun betragen ja  in  der Regel die Verdienste von Groß- und 
K leinhandel fast in  allen Fällen zusammen mindestens 331la% vom  D eta il- 
Verkaufspreis, so daß die obige Rechnung zeigt, daß eine Preissenkung weniger 
beim Produzenten zu erreichen is t a ls im  Handel.

Der errechnete Verdienst des Produzenten
b le ib t aber auch n ic h t in  a llen  F ä llen  bestehen. A u s fa ll 
durch  K onkurse, V erpackung, F rach t und S kon ti nach 
3 M onaten und m ehrfacher M ahnung muß der P roduzent 
von seinem G ew inn absetzen. Sehen Sie sich B ilanzen 
großer F irm e n  an, gewiß 8, io ,  12 oder m ehr %  D ividende 
werden v e rte ilt. W ie v ie l %  sind es aber vom  Um satz? 
1, 2, 3, m eh r ka u m  und dann n u r in  seltenen Fällen .

Wie steht es beim Klein- und Großhandel ?
Der erstere : hohe M ie ten , Abgaben, geringe Absatz

m ö g lichke it, U n te rh a lt der ganzen F am ilie  aus dem 
Geschäft —  mühsames D urchkrebsen in  a llz u v ie l Fällen. 
A m  besten s teh t dann in  v ie len  F ä llen  noch der Groß
handel da. E r ke n n t seine U nkosten, ha t seinen be
s tim m te n  B ez irk  und A bnehm erkre is . D irek te  Be lie fe
run g  der K le in h ä n d le r du rch  die Produzenten is t fast 
ganz ausgeschlossen. Gewiß auch h ie r Ausnahm en, wo 
der G roßhändler u. U. eine noch schw ierigere  Lage als 
K le in h ä n d le r oder Produzent hat.

Die Summe der Löhne,
einsch ließ lich  der Löhne des V o rm a te ria ls  w ird  in  v ie len 
F ä llen  insgesam t einen höheren p rozentua len A n te il des 
Lohnes am  Gesamtpreis ergeben. Diese Tatsache, welche 
m einen A usfüh rungen  w o h l entgegengehalten werden 
sollte , ze ig t aber n u r den N achte il der dezentra lis ie rten 
P ro d u k tion .

Es ist eine unbestrittene Tatsache,
daß e in  U nte rnehm en, welches die P ro d u k tio n  vom  R oh
stoff bis zum  fe rtigen  F a b rik a t in  H änden hat, tro tz

höherer Löhne in  der Lage ist, b illig e r  zu fabriz ie ren , w e il 
es m it  e inem  e inm a ligen  G ew innzuschlag auskom m t, 
w e il die Steuern n u r e inm a l das F a b r ik a t belasten, w e il 
die V e rw a ltu n g  und die K osten der F a b rika te n tw ick lu n g  
sich au f die Gesamt- und n ic h t T e ilfa b r ik a tio n  verte ilen .

Nebenarbeiterlöhne
sind in  den ra tio n a lis ie rte n  Betrieben au f e in M indest
maß herabgedrückt und werden in  v ie len  Fä llen  g le ich
fa lls  im  A k k o rd  ausgeführt.

Die Akkordarbeit
is t in  den m eisten Fällen , tro tz  höherer G rund löhne gegen
über der V orkriegsze it, b illig e r gestaltet, da die Le is tung  
eine höhere geworden is t bzw. w e il durch  den M aschinen
gang eine bestim m te kö rpe rliche  F ix ig k e it  ve rlang t w ird .

In  der englischen Textilindustrie
w urde erst k ü rz lic h  die A n za h l der zu bedienenden M a
schinen von  8 a u f 4 herabgesetzt, um  der A rbe its los igke it 
zu begegnen. E in  Beweis da fü r, daß die Le is tung  des 
A rbe ite rs  in  ke inem  V e rhä ltn is  zum  Lohnan te il stand.

Ein praktisches Beispiel:
Eine Auto-Karosserie  koste t bei handw erksm äßiger

S e rien fab rika tion  bei 100 S tück pro S tück:

A b te ilu n g Lohn U nkosten M ate ria l

M asch inenraum  . . . 36.— 72.—

S te llm a c h e r.............. SO.— 75-— 200.---

S c h m ie d e ................... 41.— 71-75 52.—

K le m p n e r ................... 38 — 57-— 27.50

L a c k ie re r ................... 60.--- 90.— 88.—

S attle r ....................... 105.— 157-50 2 I 5-—

M o n ta g e ..................... 75-— 131-25 66.—

G a lv a n ik ................... 2 .--- 6.—

S um m e-Lohn . . . 407.— 660.50 648.50

U n k o s te n .............. 660.50

M a te r ia l ................ 648.50

G e s a m t................ 1716.— Selbstkosten ohne Zuschlag

fü r  H andlungsunkosten, Reklam e, Steuern und Gew inn.

Die gleiche Karosserie,
und zw ar hande lt es sich um  eine ösitzige L im ousine, 
kann  bzw. konn te  f ix  und fe rt ig  vom  Chassis-W erk aus 
der M assenfabrikation , also e inschl. Handlungsunkosten, 
Reklam e, Steuern und  G ew inn des Fabrika tionsw erkes 
fre i W e rk  des K äufe rs  fü r  RM . run d  1300.—  bezogen 
werden. W urde  auch bezogen und das Karosseriew erk, 
w ie so vie le, stillge leg t.

B em erk t muß nu n  noch werden, daß die zuerst ange
gebenen Löhne d ie jen igen w aren, die a u f das äußerste 
k a lk u lie r t  sind und nach e iner im  D u rchsch n itt 20% igen 
A kko rdsenkung  bei gestiegenen G rund löhnen ga lten.

Gegen Hochleistungsmaschinen
is t ke in  K ra u t gewachsen. Diese werden w e ite r u m  sich 
gre ifen. Es g ilt ,  den sich daraus ergebenden Nutzen zu 
ziehen. D ie Z e it des handw erksm äßigen F ab rika tio n s 
betriebes is t zum  größten T e il, le ider fü r  die G egenwart, 
gu t fü r  die Z u k u n ft,  vorbe i. W ürden  Sie heute noch m it  
den K a ra ve ile n  des K o lum bus nach A m e rika  segeln, oder 
w ürden  n ic h t auch Sie die „B re m e n “  bevorzugen?

K a r l F e c h t n e r .
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H ilfs m itte l
Z insrechner

Erfahrungsaustausch der Praxis

Schnelligkeit ist keine Hexerei
Der Verfasser fü h rt h ie r einen aus der P ra x is  entstandenen Z insh ilfsrechner vor.

Jeder Kaufmann und jeder kaufmännische An
gestellte weiß, welchen hohen Prozentsatz Wechsel 
und Akzepte im Zahlungsverkehr ausmachen. Und 
damit im engen Zusammenhang ergibt sich die Not
wendigkeit, Diskontspesen, in anderen Fällen 
Zinsen, zu berechnen, eine Arbeit, die an sich nicht 
schwer, doch immerhin zeitraubend ist.

Der nachstehend wiedergegebene Zinshilfsrechner 
soll nun zeigen, daß m it seiner Verwendung diese 
Errechnung schnell und fehlerfrei möglich ist.

Die Anwendung dieser Tabelle ist die denkbar 
■einfachste, denn die erste Spalte enthält den Zins
satz, die nächste den Zinsdivisor und die folgenden 
sein Vielfaches.

Habe ich also beispielsweise von einem Kapital 
von RM. 970.55 6y2%  Zinsen auf 77 Tage 

zu rechnen, muß ich, wie bisher, die Zinszahl 
(Kapital mal Tage dividiert durch Hundert) er
mitteln. Dann aber setzt die Tabelle ein, indem ich

nicht erst zu versuchen brauche, ob der Zinsdivisor 
drei- oder viermal in der Zinszahl enthalten ist, 
sondern einfach das jeweilige Resultat ablese, wie 
das folgende Beispiel erläutert.

B e i s p i e l :  Auf Grund der obigen Aufgabe 
ergeben sich 747 Zinszahlen.
Laut Tabelle: Zinsdivisor von 6 %% =  55-38-

Folg lich :

siehe Tabelle -

74700 : 5538 =  13488.
5538
19320
16614
27060
22152
49080
44304
47760
44304

Beleg und B ilanz  
4. Jahrgang, H e ft 10 
1. A p r il 1931

5 B B uch füh rung
Branchen-B .
Landwirtschaft

W ie berechnet
der Landw irt die R entabilität der Urbarmachung?

Das Z ie l der heutigen W ir ts c h a fts p o lit ik  so ll und muß 

es sein, die g röß tm öglichste  A usnu tzung  des Landes in  

bezug au f E rzeugung von la n d w irtsch a ftlich e n  und  g ä rt

nerischen P rodukten  zu erre ichen, w o llen  w ir  uns von 

den diesbezüglichen L ie fe rungen des Auslandes unab

hängig  m achen. Es gehört dazu, zunächst e inm a l die 

v o r h a n d e n e n  K u l t u r  flächen so zu b e w irt

schaften, daß H öchstle istungen e rz ie lt werden. Z um  

anderen dürfen  aber auch die w e rtlos  liegenden F lächen 

und Ö dländereien n ic h t außer acht gelassen werden. Sie 

so llten  in  größerem U m fange als es b isher geschehen ist, 

in  K u ltu r la n d  um gew ande lt werden, d a m it sie eine nu tz 

bringende V erw endung finden.

W enn  die Frage der Geldbeschaffung gelöst is t, w ird  
m an sich n ic h t b lin d lin g s  in  Schulden stürzen, sondern 

auch  überlegen, welche A ufw endungen  die beabsichtigte 

U rbarm achung  des vorgesehenen Ödlandes überhaupt 
e rfo rde rt und in  w elchem  Ausmaße sich das anzulegende 

K a p ita l ve rz ins t, müssen sich doch die Z insen zum  m in 
desten e rw irtsch a fte n  lassen.

H ie rübe r o rie n tie rt m an s ich  durch einen vors ich tig  

au fgeste llten  K ostenvoransch lag. E ine A n le itu n g  dazu 

g ib t die nachstehende A usarbe itung . Von W ertansätzen 

w ird  d a rin  abgesehen, da die jew e iligen  Verhältnisse da fü r 

m itbestim m end sind. D ie wenigen, w illk ü r lic h  ange

nom m enen W ertzah len  dienen n u r dazu, Ausw ertungs
beispiele zu erm ög lichen  und durchzuführen.

Bei der A u fs te llu n g  eines Kostenvoranschlages sind 
fo lgende P unkte  zu beachten:

A . D i e  A n l a g e - K o s t e n .

1. G runderw erbskosten ..............................  R M ..................

2 . R o d u n g ................................................... • . . ,,

3. B o d e n lo c k e ru n g ................................ .. • . . ,, ................

4. P lan ie rung  ....................................... ...........  ......................
5- A u ftra g  fruch tba re  Erde (Übererden) . ,, ..............
6. Be- und  Entwässerung • • • ................  ,, ..............

7- D üngung :
a) K u n s td ü n ge r. . . .  R M ................

b) S ta lld ü n g e r.........  _ u ..............  ,, ..............

Uebertrag ,, ...............
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Z I N S - D I V I S O R

U ebertrag RM .
8. E in f r ie d ig u n g ...............................................  ,,

9. B e a u fs ic h t ig u n g ........................................... ,,

10. V e rz insung w ährend der U rba r
m achung ........................................................

zusammen RM.
11. A b  E rlös aus H o lz  usw ........................... ,,

Nach diesem V oranschlag betragen die K osten der 

A n lage RM . 4000.—  und d ie jen igen  der Beste llung 
RM . 1200.— .

N im m t m an nu n  an, aus der E rn te  w erden RM . 1700.—  
erlöst, dann e rg ib t sich ein

R e ine rtrag  von RM . 1700.—  

m inus  Ausgaben

m ith in  Ausgaben insgesam t ........ R M . 4000.—
oder je  h a ...............................................  R M .................

B . D i e  R e n t a b i l i t ä t .

1. Verbrauch a n : Sämereien, Saatgut,

P fla n zg u t......................................................... R M ..................

2. Bodenbearbeitung und Aussaat. . . .
3. D üngung :

a) K unstdünger . . . R M ..............

b) S ta lldünger . . . .  „  ............

4. E rn te k o s te n ......................................

5. U n te rha ltungskosten  ........................
6. Sonstige K o s te n ...................................

7. Steuern usw. ........................................

8. Z insen  10%  vom  A n la g e -K a p ita l

4000 X 10

9. A m o rtis a tio n  5 %  =  ............... 200.—
100 _____________

zusam m en RM . 1200.—

oder je  h a ..................... .........................  R M ..................

oder je  1000 kg  Erzeugnis ............ ......................

fü r  Beste llung ,, 1200.—

gleich 

oder ,
RM . 500.—  insgesamt,

..................... je  ha,
„  ........... je  1000 kg  Erzeugnis

und w e ite r eine Verzinsung des A n lage -K ap ita ls  von 
Soo X 100
~ 4 0 0 0 — ~ ~  I 2 ’5% - Ferner s te llt s ich nach dem R e in 

e rtrag  bei io % ig e r  V erz insung der V e rkau fsw ert der k u lt i-

v ie rten  F lache au f RM . 5000.—  insgesamt
10

oder je  ha R M .............. , gegenüber R M . 4000.—  der w ir k 

lichen  Ausgaben.

Sich nach diesen E rm ittlu n g e n , die ja  n ic h t ungünstig  

sind, so ohne weiteres fü r  eine U rbarm achung  zu e n t

schließen, d ü rfte  w o h l im m e rh in  noch etwas übe re ilt 

sein. Es b le ib t noch festzuste llen, ob sich P ach tland  n ic h t 

b illig e r  s te llt, und ob bei e inem  e v tl.  V e rka u f die A u s 

sich ten bestehen, daß der Preis von  R M . 5000.—  auch 
gezahlt w ird .

A lb e rt H e i m b a c h .
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6 B B ilanz
Steuerbilanz
A u fs te llung

Ratschläge aus der Steuerpraxis in Reich und Ländern 
W enn das Finanzamt nachfragt

E in e  nützliche Anregung fü r  die Ze it 
In  den S teuererk lärungen fü r  die E inkom m ensteuer der 

Gewerbetreibenden m it  o rden tliche r B u ch fü h ru n g  (m it t 
lere und k le ine  Ladengeschäfte, H andw erks- und sonstige 
R eparaturbetriebe) sind die Angaben o ft  so knapp ge
m acht, daß meistens Nachfragen des F inanzam tes unve r
m e id lich  sind.
Revisionen durch Steuerbeamte oder große Frage

bogen sind stets die unliebsamen Folgen.
D u rch  die nachstehende A u fs te llu n g  werden a lle  Z w eife l

n a c h  Abgabe der Steuererklärungen. 
beseitig t und  m ancher Geschäftsinhaber oder Teilhaber, 
die ih re  B ücher von  Revisoren oder sonstigen Fachleuten 
fü h re n  lassen, e rha lten  ein k lares B ild  über das abgelaufene 
G eschäfts jahr und sehen auch, wo sie den Hebel ansetzen 
müssen, um  das Geschäft ren tab le r zu  gestalten.

Es hande lt sich h ie r um

ein Ladengeschäft m it Reparaturwerkstatt.
(F ah rräde r und Nähm aschinen.)

K a s s a - K o n t o : Bestand am i .  r . 193° ........................................

RM.

160.78

RM. B i l a n z - K o n t o  
(Bestände am 

31. 12. 30)

V e r l u s t -  u n d  
G e w i n n - K o n t o

!• Einnahmen, B anken tnahm en...................... 28 713.57 28 876.35
: / :  Diverse A u sgaben ..........................................

=  Bestand 31* 12. 30
28 467.43

408.92

B a n k - K o n t o : Guthaben am i .  I .  1 9 3 0 ...................................
-f- Einzahlungen und Üoerweisungen .........

61.71 
IO 881.TO 10 942.81

: / :  Barentnahmen, Scheckzahlungen usw. . .
Guthaben 3 1- 12. 30

10 71^.33
227.48

W e r k z e u g - K o n t o  
( =  Inventar-Konto)

Bestand am 1. r . 1930 .....................................  3259.05
+  Zugang \ .............................................................  32.30
: / :  Abschreibung und V e rlust............................

Bestand 31. 12. 30

3291.35
359.05

2 932.30
359.05

- Überträge 3568.77 359-5

Beleg und B ilanz 
4. Jahrgang, H e ft 
i .  A p r il 1931

I i i  C Steuerstre itfä lle  : 
Rundschau (7) 
ES tG ., KStG .

Leitsätze für Steuerstreitfälle

Rund um die neuesten Entscheidungen fü r den Praktiker (7 )

!• Von den Einkünften.
I • Ü b e r p r e i s  ü b e r  K u r s w e r t .

E rw irb t der D ire k to r  e iner A ktiengese llschaft, der selbst 
an ih r  be te ilig t is t, das A k tie n p a ke t eines K onso rtium s per
sön lich , so g ilt  der ih m  von  der A ktiengese llscha ft ersetzte 
Überpreis über den K u rsw e rt n ic h t als verschleierte D iv i
dende, w enn der E rw erb  zu r Beseitigung von Gefahren 
‘m  Interesse der G esellschaft und n ic h t e tw a n u r im  
Interesse des in  seiner w irtsch a ftlich e n  S te llung bedrohten 
Vorstandsm itg lieds geschah. (U . v. 22. 10. 193°  V IA  
552 /30  EStG. § 37.)

2. V e r ä u ß e r u n g  g e g e n  U m s a t z b e t e i 
l i g u n g .

Is t e in  Geschäft vo r 1925 gegen eine B e te iligung  am 
Um satz a u f 10 Jahre  veräußert w orden, so sind die Jah
reszahlungen in  der Regel n ic h t als K aufp re is ra ten , son
dern als E in k ü n fte  im  Sinne des § 6 Abs. 1 N r. 7 EStG, zu 
behandeln. (U . v. 17. 9. 1930 V IA  1819/29 EStG. § 4°-)

3. G e l d e n t s c h ä d i g u n g  s t a t t  G u t s 
ü b e r l a s s u n g .

D ie vom  V a te r e inem  Sohne an Stelle e iner un te r 
günstigen Bedingungen zugesagten Gutsüberlassung nach

V e rka u f des Gutes gewährte Geldentschädigung is t n ich t 
E inkom m en  i. S. des § 44 N r. 1. (U . v. 20. 8. 1930 V Ia  
1171/30 EStG . § 44 N r. 1.)

4- D i e  i n  e i n e  A .-G . u m g e w a n d e l t e  O H .

W enn eine Offene Handelsgesellschaft im  L a Ufe cj es 
W irtsch a fts ja h re s  m it  W irk u n g  von dessen Beginn an in  
eine A ktiengese llscha ft ve rw ande lt w ird , is t dennoch das
bis z u r G ründung der A ktiengese llscha ft erziei te E in _ 
kom m en nach § 65 festzustellen. (U . v. 8. 10. 1930 V IA  
237/30 EStG . § 65.)

5. N o t a r e .
Die rhe in isch-preuß ischen Notare sind zw a r Beamte, 

aber fü r  das E inkom m ensteuerrech t den fre ien  Berufen
zuzurechnen.

Die W ege- und Zusatzgebühren der preußischen Notare 
fü r  A m tshand lungen  außerhalb ihres A m tszim m ers 
(§§ 49, 51 des Preuß. Gerichtskosten-Ges.) s ind im  Sinne 
von §§ 16, 35 EStG, s teuerpflichtige E innahm en und 
keine D ienstaufw andsentschädigungerl fü r  ö ffentliche 
Beam te im  Sinne von § 36 Abs. 2 N r  j  j ig tG . ;  der A u f
w and der Notare fü r  D ienstreisen is t vom  G esam teinkom 
m en nach § 16 EStG. —  zunächst in  der Regel nach 
Pauschsätzen gemäß § 46 EStG. u n(j  ,jer y o .  vom  2g j a.
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4. G e b ä u d e - K o n t o :

5. W a r e n - K o n t o :  
( =1 Betriebs-Konto)

6. H y p o t h e k e n - K o n

7. L o h n - K o n t o :

RM.
W ert am 1. 1. 1930 ..........................................  16575.—
-1- Zugang (Schuppenanbau)............................. 427-7°
: / :  Abschre ibung.....................................................

W ert 31. 12. 30

Bestand am 1. 1. 193 0 ........................................ 4 333*37
+  W aren -Z ukäu fe ................................................  15 677.82
: / :  Jahresumsätze .................................................

Überschuß .........................................................
- f  Bestände am 31. 12. 30 ...............................

Bruttogew inn

am 1. 1. 1930 und 31. 12. 1930 ............................................

im  Geschäftsjahr 1930 gezahlte L ö h n e .................................

Überträge
RM.

17 002.70 

3 °2 7 °

20 011.19 
23 646.33 

3 635*14 
3 670.58

8. Z i n s e n  f ü r  H y p o t h e k e n  ..............................................................................................................................

9.  H a u s e r t r a g s - K o n t o :  Überschuß der M ieteinnahm en - f  M ietwert über Ausgaben fü r  Hauszins
und Reparaturen.................................................................................................

10. U n k o s t e n - K o n t o :  Beiträge fü r  Fach verbände und Fachzeitschriften .........  RM. i3 2*79
Geschäftsanzeigen und sonstige R e k la m e ........................... ,, 212.30
K le inm ateria l, Karb id, Sauerstoff............................................  ,, 265.42
Krankenkassen-Beiträge, In v a l.-u . Steuermarken ...........  ,, 425.44
Feuerung, L ic h t-  und K ra fts trom , M ie tw ert ....................  ,, 754*3°
Abzugsfähige S teuern..................................................................  ,, 259.97
Versicherungen: Berufsgenossenschaft, U n fa ll, H a ftp fl. . ,, 374-41
Fernsprechgebühren....................................................................  ,, 326.29
Diverses: Porto, Schreibutens., Reinigung, Spesen ...........  ,, 266.09

11. K a p i t a l - K o n t o :  RM.
Vermögen am 1. I .  1930 .............................................................. 9480.91
- f  E inzahlung .................................................................................  2 ooo.—

11 400.91
: / :  P rivatentnahm e 1930 .............................................................. 5 769*53

5 7 1 1 *3»
-+• Reingewinn (Saldo au f Gewinn- und Verlust-Konto) 3 318.90 

Vermögenstand am  3 1 .1 2 .3 0  (Saldo auf B ilanz-K onto) 9030.28

F ried r. W  i  11 m  a n n.

B i l a n z - K o n t o  
(Bestände am 

31. 12. 30)

V e r l u s t -  u n d  
G e w i n n - K o n t o

3568.70 — 359*°5 —

16700.—

302.70

3 670.58

14909.—

2 001.46 

470.76

7 305 72

2 164.16

3 017.01

9 030.28
3 318-90

23939.28 23 939.28 9 469.80 9 469 88

n ua r 1928/16. F ebruar 1929 —  über die D urchschn ittsä tze  
fü r  die W erbungskosten der fre ien  Berufe abzuziehen. 
(U . v. 5. 11. 1930 V IA  1694/30 S. EStG . § 16.)

II .  Vom Gewinn und Gewinnermittlung.
1. B e z u g  j u n g e r  A k t i e n .

Be im  Bezüge ju n g e r A k tie n  gehört zum  Anschaffungs
preis auch die W ertm in d e ru n g , die die a lten  A k tie n  durch 
die Ausgabe der neuen erleiden. (U . v. 2. 7. 1930 IA a  
591/29 EStG. § 19 Abs. 2.)

2. K e i n  G e w i n n z u s c h l a g .

Bei Schätzung des Gewinnes eines Gewerbetreibenden, 
bei dem der E igenverbrauch  ins G ew icht fä llt ,  da rf wegen 
der E n tnahm e ke in  G ew innzuschlag gem acht werden. 
(U . v. 25. 6. 1930 V IA  438 /30  EStG . § 21.)

3. K e i n e  a u ß e r g e w ö h n l i c h e n  L a s t e n .

D ie durch  den E rw erb  eines G rundstücks f re iw illig  
übernom m enen Lasten können n ic h t als außergewöhn
liche A u fw endungen im  Sinne des § 56 EStG , ane rkann t 
werden. (U . v. 28. 8. 1930 V IA  557/30 EStG . § 56.)

4. R e n t e n .

D ie in  E r fü llu n g  e iner p riv a tre c h tlic h  eingegangenen 
R en tenve rp flich tung  e rfo lg ten  Le istungen eines o b je k tiv  
U n te rha ltsve rp flich te ten  gegenüber einem  U n te rh a lts 
berechtig ten sind g rundsä tz lich  als A u fw endungen zu r E r
fü llu n g  e iner gesetzlichen U n te rh a ltsp flich t im  Sinne des 
§ 15 Abs. 1 Nr. 3 EStG , anzusehen. D a rau f, ob die sub
je k tiv e n  Voraussetzungen des E in tr it ts  der U n te rha lts 
p flic h t (Angemessenheit, B e d ü rftig ke it)  vorliegen, ko m m t 
es fü r  die e inkom m ensteuerrech tliche  B eu rte ilung  n ic h t 
an. (U . v. 25. 10. 1930 V IA  779/ 3°  S. EStG . § 40 Nr. 3.)

5. Z u  e r s t a t t e n d e  V o r a u s z a h l u n g e n .

Vorauszahlungsbeträge, die au f G rund e iner Fest
setzung nach § 99 Abs. 1 EStG, e n tr ich te t worden sind,
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sind bei ih re r  E rs ta ttun g  nach § 102 Abs. 3 EStG , insow e it 
zu verzinsen, als die ersta tte ten Beträge den B etrag über
steigen, der zu ersta tten wäre, w enn n u r Vorauszahlungen 
nach § 95 EStG , geleistet w orden  w ären . (U . v. 15. 10. 
1930 V IA  794 /30  S. 27, 211 EStG. § 95.)

I I I .  Um die Lohnsteuer.

1. R u h e g e h a l t s l e i s t u n g e n  d e s  A.G .

R uhegehalts le istungen des Arbeitgebers, die wegen 
Le is tungsun fäh igke it e iner von  B eiträgen der A rb e itn eh 
m er gespeisten Pensionskasse gegeben werden, unterliegen  
dem Steuerabzug. (U . v. 10. 9. 1930 V IA  464 /30  EStG. 
§ 36-)

2. H a f t u n g .

a) D ie H a ftu n g  fü r  Lohnsteuer aus § 78 EStG, w ird  
dadurch n ic h t b e rüh rt, daß der Haftende sich n ic h t berei
chert h a t und n ic h t in  der Lage ist, s ich an den A rbe ite rn  
schadlos zu ha lten. D ie N ach fo rderung  is t auch n ic h t da
durch  ausgeschlossen, daß der Zahlungsbescheid erst nach 
Entdeckung der länger dauernden V e rfeh lung  e rte ilt ist. 
(U . v. 10. 9. 1930 V IA  463/30 E StG. § 78.)

b) H a fte t der A rbe itnehm er fü r  den Steuerabzug vom  
A rbe its lohn , so kan n  ein zu w en ig  e inbehaltener Betrag 
von  der ih m  zu erstattenden Lohnsteuer abgezogen w e r
den. D ie angebliche G eldentw ertung seit der Z ah lu n g  
is t bei der E rs ta ttu n g  n ic h t zu berücksichtigen. (U . v. 
20. 8. 1930 V IA  268 /30  EStG. § 93.)

3. A u s k u n f t  d e s  FA .

H a t das F inanzam t oder Landesfinanzam t au f A n frage  
des S teuerp flich tigen  e in  E n tg e lt fü r  n ic h t abzugsp flich tig  
e rk lä r t, so kann  es tro tzdem  die Lohnsteuer fo rdern , wenn 
es n a ch trä g lich  zu der A u ffassung  ko m m t, daß seine nach 
§ 79 EStG, getroffene E ntsche idung u n r ic h tig  ist. § 78 
AO . finde t ke ine A nw endung. (U . v. 10. 9. 1930 V IA b  
464/30 EStG . § 78.)
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Beleg und B ilanz
4. Jahrgang, H e ft 10
1. A p r il 1931

10 C Gemeindesteuern 
N otverordnung 

v. 1. X I I .  1930

Ein Überblick über die Gemeindesteuern
iti d e r N o tve ro rdn un g  vom 1. D ezem ber 1950.

Teilw eise Ä nderungen  d e r N o tve ro rd n u n g  vom 26. 7. 1930!

Zuschläge zur Gemeindehiersteuer.
A b  1. Januar 1931 haben die Gemeinden das Recht, 

■ die Gemeindebiersteuer au f das D o p p e l t e  des 
R e i c h s t e u e r s a t z e s  zu erhöhen.

Zuschläge zur Bürgersteuer.
Ab 1. A p r il 1931 können die Gemeinden zu den Landes

sätzen der Bürgersteuer u n b e g r e n z t e  Zuschläge 
erheben; überste ig t a llerdings der Gemeindezuschlag 
100%  des Landessatzes, so muß die Genehm igung der 
Landesregierung e ingeholt werden.

Als bürgersteuerpilichtig
gelten nunm ehr alle  über 20 Jahre a lten  Personen, die 
selbständig au f eigene Rechnung leben und zwar ab 

,28. 7. 1930.

H in s ic h tlic h  der Landessätze der Bürgersteuer gelten 
a ls solche die Reichsm indestsätze so lange, als die Länder 
h ie rüber n ic h t selbst Bestim m ungen tre ffen ; als Reichs
m indestsätze gelten die in  der N o tverordnung vom 
.26. 7. 1930 genannten.

D ie Bürgersteuer w ird  zum  d a u e r n d e n  B e 
s t a n d t e i l  des endgültigen F inanzausgleichs.

Die Erhebung der Gemeindegetränkesteuer
w ird  als Gemeinderecht a u f das R echnungsjahr 1931 be
sch rä n k t; am  1. 4. 1932 sollen die Gemeindegetränke
steuern außer K ra f t  tre ten . Es w ird  em pfohlen, daß alle 
Gemeinden von  dieser E innahm eque lle  Gebrauch machen 
sollen. Schließ lich ha t der R F M . ab 1. 1. 1931 das Recht, 
die G etränkesteuer fü r  einzelne G etränke aufzuheben.

Verschärfung der Verkoppelung mit Realsteuern.
W enn der zu r E rhebung kom m ende Realsteuersatz 

höher is t als der im  R echnungsjahr 1929 erhobene, so 
t r i t t  die V e r p f l i c h t u n g  zu r E rhebung der Bürger
und B iersteuer ein. Nach der frühe ren  N otverordnung 
w urde von  den Realsteuersätzen zum  1. 8. 1930 aus
gegangen.

Durch das Grundsteuerrahmengesetz
werden die Steuermeßbeträge bese itig t; die Steuersätze 
der Länder und Gemeinden bauen sich k ü n ft ig  a u f dem 
E i n h e i t s w e r t  auf, der als Bemessungsgrundlage

Beleg und  B ilanz  
.4. Jahrgang, H e ft 10 
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10 D Steueraufgabe N r. 4 
Veran lagung
K örperscha fts teuererk lä rung

Praktische Steuerschule /  S t e u e r a u f g a b e  Nr. 4 (A llgem e ine r Kursus)

Lösungen zu dieser fü r  die N achprü fung  der Steuererklärungen und  Steuerbescheide w ichtigen und ze it
gemäßen Aufgabe erbittet die S ch riflle itu n g  C arl F luhm e, B e rlin -Joh a n n is th a l, F riedrichstraße 41, bis zum 
14. A p r i l  1931.

D ie  6 besten Einsendungen werden m it je e iner Buchpräm ie ausgezeichnet.

Anfertigung einer Körperschaftsteuererklärung.
Über die r ich tige  A u s fü llu n g  eines Körperscha fts teuer

e rk lä ru n g s fo rm u la rs  bestehen v ie lfach  erhebliche Zw eife l. 
E ine Aufgabe, die die m eisten Positionen eines solchen F o r
m u la rs  b e rüh rt, dü rfte  der P raxis  w illk o m m e n  sein. —

Die A s ia -Im p o rt-A .G . in  H am burg, M önckebergstr. 84. 
ha t fü r  den 31. 12. 1930 folgende handelsrechtliche B ilanz 
au fgeste llt, die von der G enera lversam m lung der A .-G . 

am 14. 2. 1931 genehm igt worden is t:

A K T I V A  __________________ _________■_____

RM. RM.

Kasse usw.......................... 14 000.— G ru n d ka p ita l.................... 250 000.—

Tratten  und Wechsel . .. 27 500.— Gesetzliche R eserve----- 20 000.-

W arenforderungen ........ 293 000.— Aufwertungsdarlehen . . . 8 000.—

Warenbestände ............... 187 870.— Warenschulden ...............

In v e n ta r ............................ 1.— Dekretiere-Rückstellung 16 000.—

Lagergebäude 40 000.— Körperschaftsteuer-

. / .  Abschr. 4 000.— 36 000.— R ü cks te llun g ................ 5 000.

Gewinnvortrag 1929:
G rundstück........................ 6 030.—

Gewinn I9 3 ° : 38 4 ° °  — 44 430 —

— 572 37x.— —
572 371 —

Die G enera lversam m lung beschließt folgende G ewinn
ve rte ilu n g  :

Tantiem e fü r  zwei V o rstandsm itg lieder . RM . 6 200.__,
Tantiem e fü r  A n g e s te llte ............................  >1 2 000.__,
Z u fü h ru n g  an die gesetzliche R eserve .. ,, 5 0 0 0 .— ,
D iv idende an die A k t io n ä re .......................  >> 2 5 0 0 0 .— ,
Z u fü h ru n g  an die Unterstützungskasse

fü r  A ngeste llte  ............................................  „  1 000.— ,
G ew in n -V o rtra g  a u f 1 9 3 1 ......................... • ,, 5 230.— ,

R M . 44 430.— .

D ie  handelsrechtliche B ilanz  der A.-(J. fü r  den 31. 12. 
1929 w a r fü r  die E rm itt lu n g  des körp6rscjla j ts(:euerp fj;cf1_ 

tigen  Gewinns zugrunde gelegt m it fo lgenden A bw e i
chungen: D ie W arenbestände Waren steuerlich  um  
R M . 2800.—  höher zu bewerten; das In v e n ta r, das schon 
m it  R M . 1.—  zu Buch stand, w a r s teuerlich  noch m it  
RM . 200.—  zu bewerten. Diese B e rich tigungen  s ind bei 
der steuerlichen G ew inne rm ittlung  1929 be rücks ich tig t 
worden.
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der ve re inhe itlich ten  G rundsteuer d ient. Dabei is t jedoch 
die M ög lichke it vorgesehen, die Grundsteuersätze fü r  die 
land -, fo rs tw ir tsch a ftlich e n  und gärtnerischen Betriebe 
entsprechend zu staffe ln.

Von der Grundsteuer befreit
werden W ohnungsneubauten, w enn sie in  der Z e it vom
i .  A p r il 1931 bis 31. M ärz  1934 bezugsfertig  werden. Die 
B e fre iung  g ilt  in  diesen F ä llen  bis Ende des Rechnungs
jahres 1938.

Nach Maßgabe des Grundsteuerrahmengesetzes werden 
die G rundsteuern fü r  den g e s a m t e n  G r u n d b e s i t z  
ab 1. 4. 1932 ve re in h e itlich t. Von  diesem D a tum  ab 
w ird  als

Einheitsteuer
die G rundsteuer und  die E inkom m ensteuer fü r  die ersten 
R M . 6000.—  abgegolten; das g il t  aber n u r fü r  la n d w ir t
scha ftliche, fo rs tw ir tsch a ftlich e  und gärtnerische V er
mögen !

Für Gewerbetreibende
werden die Gewerbesteuern der Länder und Gemeinden 
ab 1. 4. 1932 v e r e i n h e i t l i c h t .  R F M . is t er
m äch tig t, die Regelung schon Ende des Rechnungs
jahres 1931 in  K ra f t  zu setzen.

Geltungsdauer der Einheitswerte.
F ü r land -, fo rs tw ir tsch a ftlich e  und  gärtnerische V er

mögen 6 Jah re ; fü r  das Betriebsverm ögen 3 Ja h re ; der 
Veran lagungsze itraum  fü r  die Verm ögensteuer 3 Jahre.

Statt Zustellung der Einheitswertbescheide
e rfo lg t O ffenlegung der E inhe itsw erte .

D ie  Voraussetzungen zu r N eufestste llung der V er
mögen werden e rle ich te rt; hingegen w ird  die Neufeststel
lu n g  n u r au f den B eginn eines K a l e n d e r j a h r e s  
beschränkt.

Das Gewerbesteuerrahmengesetz
erfaß t die f r e i e n  B e r u f e  fü r  das ganze Reich.

B e s t e u e r u n g s g r u n d l a g e  i st  der  G e- 
w  e r b e e r t r a g  un te r Z uz iehung  der Z insen, Ge
h ä lte r usw. Der Gewerbe-V e r  1 u s t  w ird  be rücks ich tig t.

D ie G ewerbekapita lsteuer w ird  aufgehoben. D ie Lohn
summ ensteuer w ird  von der E in fü h ru n g  durch das Land 
abhängig  gemacht. (Gesetz über die Regelung der Ge
werbesteuer fü r  1931 vom  16. M ärz 1931 im  nächsten H e ft.)

Erhöht
und zw ar u m  10%  w ird  der Steuermeßbetrag der E rtra g 
steuer in fo lge  F o r tfa ll der K ap ita ls teue r. Dieser Steuer
meßbetrag g ilt  fü r  Handelsgesellschaften, öffentliche 
Betriebe m it  eigener R echtspersön lichke it und K ö rpe r
schaften des ö ffentlichen  R echts; Fre igrenzen fa lle n  fo r t. 
F ü r  g e w e r b e s t e u e r p f l i c h t i g e  E i n z e l 
p e r s o n e n  w e r d e n  die Steuermeßbeträge —  w en ig 
stens in  den A nfangstu fen  —  i n  a b s o l u t e n  Z a h -  
1 e n festgelegt. D ie steuerp flich tigen  E rträge  werden 
h ierbe i in  Steuergruppen zusamm engefaßt. Im  übrigen 
g ilt  als M indestbetrag fü r  die Berechnung der E rtragsteuer 
6 %  des K ap ita ls , fa lls  der ta tsäch liche  E rtra g  da run te r 
b le ib t.

Die Lohnsummensteuer
w ird  nach K a lenderv ierte ljah resbe trägen der Lohn 
summ e bemessen. Vom  V ie rte ljah resbe trag  werden 
R M . 1500.—  abgezogen, w enn der V ie rte ljah resbe trag  
n ic h t m ehr als RM . 5000.—  ausm acht.

Die Schankgewerbesteuer
w ird  a u f g e h o b e n .

Die Filialsteuer
b le ib t als e inzige Nebensteuer bestehen.

D ir. J. L . K .

Gegen die handelsrechtliche B ila n z  fü r  den 31. 12. 1930 
sollen steuerlich  fo lgende Beanstandungen zu erheben 
se in :

A u f die W arenbestände is t eine G esam tabschreibung von 
R M . 5000.—  vorgenom m en, die s teuerlich  n ic h t an
e rka n n t w ird .

D ie  D e lcredere-R ückste llung  soll n u r in  Höhe von 
RM . 11 800.—  steuerfre i zulässig sein.

A u f  die Gebäude so ll n u r eine steuerfre ie  Absetzung 
fü r  A bn u tzu n g  von  R M . 2700.—  zugelassen werden.

Das In v e n ta r  so ll auch steuerlich  n u r noch m it  R M . 1.- 
anzusetzen sein.

Das A u fw ertungsdarlehen  w a r b isher m it  RM . 5800.—  
angesetzt w orden. Es is t im  Novem ber 1930 durch  
gerich tliches U rte il a u f RM . 8000.—  aufgew erte t 
w orden.

D ie  Voraussetzungen fü r  eine steuerfre ie Z u fü h ru n g  
an die Unterstützungskasse fü r  Angeste llte  so llen ge
geben sein.

Ü ber U nkos ten-K on to  sind im  Jahre  1930 ve rbuch t 
w o rden : E ine feste Tantiem e fü r  den A u fs ic h ts ra t in  
Höhe von R M . 3000.— ; Ausgaben fü r  die E rr ic h tu n g  
e iner Zw eign iederlassung (A bstand  fü r  die a u f 5 Jahre 
gem ieteten G eschäftsräum e usw .) R M . 2500.— ; V er
m ögensteuerzahlungen RM . 1300.— ; K örperscha fts teuer
absch lußzahlung fü r  1929 RM . 600.— ; K örpe rscha ft
s teuervorauszah lungen fü r  1930 RM . 3200.— ; die K ö r
perscha fts teue rrückste llung  is t neugebildet w orden. Dieses 
R ücks te llungs-K on to  is t am  10. 1. 1931 m it  der K ö rpe r
scha fts teuervorauszah lung  fü r  das 4. V ie r te lja h r  1930 
belastet w orden.

D ie A .-G . w a r se it 1920 an e iner in länd ischen, unbe
sch rä n k t s teuerp flich tigen  G. m . b. H . m it  50%  be te ilig t. 
Diese G. m . b. H . h a t fü r  ih r  G eschäfts jahr 1929 im  
M ärz  1930 R M . 800.—  G ew innante il an die A .-G . 
gezahlt.

D ie A .-G . h a t aus Besitz an A k tie n  e iner anderen G .m . 
b. H ., wobei aber eine w esentliche B e te iligung  n ic h t v o r
lag, im  Jahre 1930 RM . 1000.—  D iv idende ve re innahm t, 
die aber n u r  m it  dem netto  ausgezahlten Betrage von 
RM . 900.—  als E innahm e ve rbuch t sind.

D ie A s ia - Im p o r t -A .  - G. za h lt die D iv idende von 
RM . 25 000.—  am 16. 2. 1931, nachdem  sie den Steuer
abzug vom  K ap ita le rträge  durch  Scheck an das F inanz
a m t fü r  K örperscha ften  abgefüh rt hat.

A u f g a b e :  Es is t e in F o rm u la r zu r K ö rpe rscha ft
s teuere rk lä rung  1930 in  a llen  Teilen auszu fü llen ; fe rner 
s ind die a u f dem E inkom m en  lastende K örperschaftsteüer- 
absch lußzahlung oder eine etwaige E rs ta ttun g  zu be
rechnen.

A u sd rü ck lich  sei bem erkt, daß die A u s fü llu n g  des F o r
m u la rs  in  diesem Falle  n ic h t a u f G rund e iner besonders 
au fgeste llten  Steuerb ilanz per 31. 12. 1930 geschehen 
soll, sondern daß zunächst der hande lsrech tlich  ausge
wiesene G ew inn einzusetzen is t und die w e ite ren  Posi
tio n e n  a u f G rund der steuerlichen B e rich tigungen  der 
handelsrech tlichen  B ilanzansätze z u r A u s fü llu n g  kom m en 
sollen.

Es d ü rfte  zweckm äßig sein, bei den einzusendenden 
Lösungen die Berechnungen usw. beizufügen, d a m it eine 
genaue N achprü fung  e rm ö g lich t is t.

D r. H . F. F l i n k e .
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Beleg und B ilanz
4. Jahrgang, H e ft 10
r .  A p r il 1931 f t

4 A B uchha ltung
Buchungm aschinen

„C o rd t-T r ip le x “

Von technischiwirtschaftlicher Kaufmannsarbeit

Eine selbsttätig schreibende Vierspezies==Buchungsmaschine
Allgemeines.

Seit e in ige r Z e it is t eine Buchungsm aschine a u f dem 
M ark te  erschienen, die eine wesentliche Verbesserung 
au fw e ist.

D ie b isher angebotenen schreibenden Vierspezies- 
M aschinen m achen es vo r a llen  D ingen no tw endig , en t
weder die F akto ren  oder das Ergebnis nochm als einzu
tasten, ehe das Schre ibw erk der Maschine die Zah len  
schreiben kann , w e il sich das R echenw erk bei ihnen  n ic h t 
m it  dem Schre ibw erk in  u n m itte lb a re r V erb indung  be
findet.

D adurch  en tsteh t n ic h t n u r m ehr A rb e it, sondern es is t 
auch eine bedeutende Gefahrenquelle  vorhanden, denn 
es können dabei zu le ich t andere Z ah len  e inge tipp t w e r
den. Infolgedessen is t e in  Verg le ichen notw endig , das 
Z e itau fw and  e rfo rde rt.

Beschreibung und Gebrauchsanweisung.
Die „C o rd t-T r ip le x “  is t, w ie  die A b b ildung  zeigt, eine 

schreibende V o lltas ta tu r-R echenm asch ine  —  nach dem 
Staffe lwalzen-System  — , die je  nach E in s te llu n g  addiert, 
sub trah ie rt, m u lt ip l iz ie r t  bzw. d iv id ie r t. Sie is t m it  d re i 
R esu lta tw erken  ausgestattet, von  denen das zweite und 
d ritte  als Speicherwerk des davorliegenden d ient.

D ie getasteten Z ah len  und  die von der Maschine er- 
rechneten Ergebnisse erscheinen in  den Schaulöchern,

Beleg und B ilanz
4. Jahrgang, H e ft 10 
x. A p r i l  1931 $ 4 C Buchführungsaufgabe Nr. 2 

H ypotheken

Praktische Buchhalterschule /  B u c h f ü h r u n g s a u f g a b e  N r .2 .

Wieder eine Buchführungsaufgabe, d ie 2 besonders zeitgemäße Fragen zur D iskussion stellt. 
Es w ird  um  möglichst zahlreiche B ete iligung gebeten.

Lösungen erbittet die S ch riftle itung  bis zum 20. A p r i l  1931 an C a rl F luhm e, B e rlin -Johann is tha l 
Friedrichstraße 41.

F ü r  die besten Lösungen w ird  je eine B uchpräm ie  ausgesetzt.

L  Eine H ypothek w ird  beschafft.
D ie W irtsch a ftsk rise  dauert an. W as so ll m an tu n , 

um  liq u id e  zu bleiben? W e r G rundbesitz ha t, kann  
ih n  ve rkau fen . A ber da gerade der G runds tücksm ark t 
besonders schwer von  der K rise  betroffen is t, is t das le ich te r 
gesagt als getan. D ie K ä u fe r am  G rundstücksm arkt 
werden im m e r se ltener und die e rz ie lten  Preise im m er 
geringer. D aher w ird  die Neigung, sich von seinem 
G rundbesitz zu trennen, im m e r geringer. B efindet sich 
der B e trieb  des K au fm anns im  eigenen Hause, so is t dies 
e in  w e ite re r H inde rungsgrund  gegen eine Veräußerung.

Ist nun aber die Frage der Geldbeschaffung sehr 
dringlich,

so w ird  der K a u fm a n n  versuchen, eine H ypo thek a u f
zunehm en. Das w ird  auch n ic h t ganz le ich t se in ; im m e r
h in  is t es le ich te r m ög lich  als e in  V e rka u f, soweit das 
fü r  die B e lastung in  Frage kom m ende O b jek t n ich t 
bereits zu sehr belastet is t.

G rundstücke und  Gebäude finden in  der B ila n z  schon 
wegen der Höhe des in  ihnen  inves tie rten  Betrages be
sondere Beachtung. Irgendw elche Falschbuchungen auf

den G rundstückskon ten  sind daher o ft geeignet, die g e_ 
u rte ilu n g  der ganzen B ilan z  zu erschweren, bzw . eine 
r ich tig e  B eu rte ilu ng  überhaup t unm ög lich  zu m achen. 
Bei der A u fnahm e  e iner H ypo thek  muß deshalb der 
K a u fm an n

auf richtige, zweckmäßige Buchung der Hypothek 
bedacht

sein.

B i l a n z  d e s  B a u m w o 11h ä n d 1 e r s  F r a n z  
S e i d e ,  Z i e g e n h a i  s.

A K T IV A  am 2. Januar 1931 P A S S IV A

RM. RM .
Kasse ................  2 30.— K a p ita l-K o n to  . 5 7 8 70 .—
P ostscheck-K to .. 52-— w arengläubiger 15 630.—
G runds tück-K to . 60 000.— H ypo thek  der
W aren -K o n to  . . .  23 217.—  
In v e n ta r .............. l -—

C red it-B ank . 10 000.—

83 5 0°-— 83 500.—
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ehe sie —  durch  B etä tigen der D rucktasten  —  zw ang läu fig  
vom  Schre ibw erk niedergeschrieben werden, so daß also 
die M ö g lich ke it besteht, den Rechnungsansatz bzw. die 
getasteten Z ah len  vo rhe r noch e inm a l —  ohne jedes Nach
rechnen —  zu überprü fen.

D ie M aschine schre ib t also n ic h t n u r das Ergebnis —  
wie die schreibenden A dd itions-M asch inen  — , sondern auch 
die Aufgabe se lbsttätig  nieder, w ie  das z. B. beim  A us
schreiben der R echnungen notw end ig  ist, a lso : Menge, 
E inzelpre is, Gesamtpreis, sie z ieh t die e inzelnen Posten 
zusamm en, sie rechnet die R abatte aus und z ieh t sie ab, 
errechnet die F ra ch t und Verpackungskosten, add ie rt sie 
zu r e rha ltenen Zw ischensum m e und  w ir f t  dann den End
betrag aus, so daß der Bedienende led ig lich  fü r  den r ic h 
tigen  A nsa tz  und rich tiges  Tasten zu sorgen, also die 
geistige A rb e it zu le isten hat.

Säm tliche Rechnungs-Endbeträge werden in  der M a
schine gespeichert, so daß am Schlüsse die Tagessumme 
der ausgegangenen Rechnungen fe rt ig  ausgerechnet vo r- 
lieg t.

W enn  W arenbezeichnungen, Nam en oder andere 
Buchungstexte a u f dem F o rm u la r n ic h t vo rged ruck t sind, 
also geschrieben werden müssen, m uß die Schreib
m aschine —  vo rhe r oder nachher —  zu H ilfe  genom m en 
werden, fa lls  es n ic h t genügt, m it  den in  der Maschine 
vorhandenen leeren Tasten, die je  eine Type m it  beliebigen 
W o rtkü rzu n g en , Siegeln usw. e rha lten  können, auszu
kom m en oder —  was o ft  m ög lich  is t —  die Texte durch 
N um m ern  zu ersetzen.

D ie Maschine h a t einen Spring- und  Schütte lwagen m it 
se lbsttätigem  R ü ck la u f und is t m it  V o rs tecke in rich tung  
versehen.

Sie is t m it  e lek trischem  A n tr ie b  ausgerüstet, der bei 
vo rkom m endem  Versagen des Stromes ohne weiteres 
durch  H andku rbe l ersetzt werden kann. Sie is t in fo lg e 
dessen stets a rbe itbere it.

D ie du rch  die fast vo llko m m e n  selbsttätige A rbe its 
weise der e lektrischen M aschinen erre ich te  M echanisie
rung  der Rechenarbeiten schließt eine vorze itige  E r
m üdung des M aschinenrechners beinahe aus. In fo lg e 
dessen kann  seine A rbe its le is tung  auch m engenm äßig 
eine sehr v ie l größere sein.

Anwendungsgebiete.
D i e  L a g e r v e r w a l t u n g :  Das Verbuchen der 

Z u - und Abgänge au f den W arenkon ten  sowie das A us
rechnen und N iederschreiben der neuen Bestände nach 
W e rt und Menge und  das Ausrechnen und Niederschreiben 
des jew e iligen  D urchschn ittsw ertes  je  S tück.

D i e  L o h n b u c h h a l t u n g :  Das Ausrechnen 
und N iederschreiben der B ru tto -L o h n sum m e  sowie das 
Einsetzen und N iederschreiben der Abzüge bis zu r E r
rechnung des N etto-Lohnes, der g le ichze itig  in  der M a
schine au fadd ie rt w ird , so daß bei Beendigung der Lohn
rechnung die G esam t-N etto-Lohnsum m e niedergeschrie
ben werden kann . D ie Nam en der A rb e ite r können m it  
der Adressierm aschine eingesetzt werden, fa lls  die A n 
gabe der N um m er der A rb e ite r n ic h t genügt.

D ie  E i n k a u f s a b t e i l u n g :  Das Nachrechnen 
der eingegangenen Rechnungen u n te r g le ichze itigem  
N iederschreiben der F akto ren  und Resultate au f einen 
K o n tro lls tre ife n , w e lcher der Rechnung angeheftet w ird .

Ferner die Banken, Sparkassen, Gas-, W asser- und 
E le k tr iz itä tsw e rke , dann S ta tis tiken  jeder A r t  usw.

Beurteilung.
W ie  aus vorstehenden Angaben e rs ich tlich , hande lt es 

sich u m  eine sehr wesentliche Verbesserung, denn sie e r
spart das w iederho lte  E in tasten von  F ak to re n  bzw. E r 
gebnis und scha lte t dam it eine Feh lerquelle  aus, sie e r
spart das N achrechnen, sie schont die A rb e its k ra ft des 
Rechnenden und e rm ög lich t einen e rheb lichen Z e it
gew inn. Da, w o sie s ta rk  ausgenutzt werden kann , m acht 
sie sich bald bezahlt. Paul S c h l e n k e r .

Das Geschäft in  B a u m w o lla rtik e ln  s tockt, denn K u n s t
seide is t T rum ph . S. w i l l  s ich daher au f Seide um ste llen. 
E r b rauch t dazu K a p ita l. Von e iner Tante A m a lie  Seide, 
geb. Stern, e rh ä lt er sch ließ lich  nach v ie len  Bem ühungen 
eine H yp o th ek  über R M . 30000.— , auszahlbar zu 97% % , 
zu einem  Z inssatz von 9 %  jä h r lic h . Das G rundstück des
S. is t  demnach m it  RM . 40 000.—  belastet. S. e rh ä lt die 
RM . 30000.—  am  15. 1. 31 überwiesen, doch so ll die V er
z insung bereits am  2. 1. 31 beginnen. D ie H yp o th ek  soll 
a u f 5 Jahre u n kündba r sein.

D er N om inalz inssatz is t zw ar au f 9 %  festgesetzt; da aber 
die A uszah lung  u n te r p a ri e rfo lg t, is t die ta tsächliche 
Z ins las t höher. D ie Z insen sind v ie r te ljä h r lic h  im  voraus 
an seine Tante zu überweisen. B itte  überlegen Sie fo l
gende F ragen:

1. W ie  hoch is t die e ffek tive  Z insbe lastung dieses H ypo 
thekendarlehens ?

2. W ie  sieht die B ilan z  des S. am  2. 1. 31 aus, nachdem 
die H yp o th ek  be rücks ich tig t ist?

3. W ie  sieht die B ila n z  des S. am  1. 4. 31 aus, wenn 
le d ig lich  die Z ah lu n g  der H ypothekenzinsen  an die 
Tante A m a lie  S. be rü cks ich tig t is t, a lle  anderen Posten 
aber (der E in fa ch h e it halber) u n ve rände rt b leiben?

I I .  Eine Sicherungshypothek in die Bilanz bringen.
Die S i c h e r u n g s h y p o t h e k  s te llt, w ie schon 

der Name sagt, keine Le is tung, sondern n u r eine Siche
run g  des G läubigers dar. Deshalb is t der b i 1 a n z- 
mäßige Ausweis von S icherungshypotheken n i c h t  
a llgem e in  ü b lich .

Da in der gegenwärtigen Wirtschaftskrise das In 
stitut der Sicherungshypothek sehr an Verbreitung 
gewonnen hat,

sei h ie ra u f näher eingegangen:
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Die N ich tbuchung  w ird  gew öhnlich  d a m it begründet, 
daß —  im  Gegensatz zu r festen H yp o th ek  —  die Siche
rungshypo thek k a s s e n m ä ß i g  n i c h t  z u m  A u s 
d r u c k  ko m m t. Diese Auffassung en tsp rich t der h e rr
schenden A n s ich t der B uchha ltungslehre , w onach Ge
schäfte irgendw e lcher A r t  n ic h t bereits dann zu verbuchen 
sind, sobald sie abgeschlossen w urden, sondern erst, wenn 
sie w ir ts c h a ft lic h  w irksam , also z. B. bezahlt werden. 
Nach der gegenwärtigen Rechtslage is t die K e n n tlic h 
m achung von S icherungshypotheken in  der B ilanz  n ich t 
e rfo rde rlich .

W ie  soll aber nun  z. B. eine kreditgebende B ank  die 
Belastung m it  e iner S icherungshypothek erkennen, wenn 
die B ilanz  darüber ke ine A u s k u n ft g ib t?  Es b le ib t dem 
K red itgeber dann n ich ts  üb rig , als nach dem Vorhanden
sein solcher V e rb in d lich ke ite n  besonders zu fragen ; dies 
geschieht auch meistens dann,

so daß eine solche S icherste llung ve rm u te t werden kann. 
D aher h a t der Gedanke, im  Interesse der K la rh e it w ie  der 
V o lls tä n d ig ke it das Bestehen einer S icherungshypothek 
in  der B ilan z  anzugeben, a llm ä h lich  an Bedeutung ge
wonnen.

K ehren w ir  zu unserer obigen B ilanz  zu rück. Das 
K o n to  ,,W aren -G läub ige r“  sei um  RM . 25 000.—  er
höh t, das K a p ita l-K o n to  entsprechend erm äß ig t. Es wäre 
dann anzunehm en, daß der H aup tg läub ige r, der 
RM . 30 000.—  zu fo rde rn  ha t, die E in tra g un g  e iner Siche
rungshypo thek  in  dieser Höhe ve rlang t. W ie  w ürden  Sie 
diesen v e rw irk lic h te n  Vorgang in  der B ilan z  zum  A us
d ru ck  bringen ?

D ip lo m ka u fm a n n  W a lte r K  1 e b b a.

wenn große Bank- bzw. Lieferanteniorderungen 
ausgewiesen sind,

0.
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fO
Beleg und  B ilanz  
4. Jahrgang, H e ft 10 
1. A p r i l  1931

12 B e ra tung : E rbscha ft (K O . § 9) —  Schieds
gerichtskosten —  D isagio —  G. m . b. H . 
( Gesellschafterschuld)

Aus dem Tagebuch des Beraters
Für die Beantwortung von Fachfragen gilt folgendes:
1 D i e  e r  s t e  B  e r a t u n g  i n n e r h a l b  e i n e s  V i e r t e l j a h r e s  i s t  k o s t e n f r e i ,  wenn 

sie eine Brie fse ile  n ich t überschreitet; diese Vergünstigung g ilt  jeweils n u r  bis zum A b la u f des be
treffenden Vierteljahres. F ü r  die erste darüber hinausgehende, angefangene Briefseite w ird  stets eine 
Auskunftsgebühr von 11M .  3.— , fü r  jede weitere angefangene Briefseite U M . 4.—  erhoben.

0 Jede weitere Beratung innerhalb des gleichen V ierteljahres kostet je  angefangene B r ie f seile U M . 4.— . 
3 Jeder Anfrage is t die laufende  Bezugsgeldquittung und Freiumschlag beizulegen.

B e i Anträgen a u f A u sku n ft w ird  das E inverständn is m it den Bedingungen nach Z if fe r  1 u. 2 vorausgesetzt..
4. Ueber die' Auskunftsgebühr w ird  Rechnung erte ilt. D e r Betrag is t a u f d ie im  K o p f jedes Heftes ange

gebenen Geldkonten der MulW schen Verlagsbuchhandlung in  S tuttgart zu überweisen.
5. Sämtliche Anfragen sind zu richten an Carl Fluhme, Berlin-Johannisthal, Friedrichstraße 44. 

Beantwortung erfolgt in  der Reihenfolge des Eingangs.

)

ß

Die Ehefrau des Gemeinschuldners erbt (K O . § 9).

Im  F rage fa ll hande lt es sich darum , daß der Ehefrau 
des G em einschuldners eine E rbscha ft zu fä llt, während 
das K on ku rsve rfa h re n  gegen den G emeinschuldner, der 
m it der F rau  in  G ütergem einschaft lebt, lä u ft.

Z u r  A nw endung ko m m t h ie r § 9  Satz 1 K O ., demzu
fo lge die A nnahm e oder Ausschlagung e iner vo r der E r
ö ffnung  des Verfahrens dem G em einschuldner angefa l
lenen E rbschaft, sowie eines vo r diesem Z e itp u n k t dem 
G em einschuldner angefa llenen Vermächtnisses n u r dem 
Gem einschuldner zusteht.

Jaeger sagt zu dieser B estim m ung in  e iner A nm erkung , 
daß e in  erst nach K onkursbeg inn  e rfo lg te r A n fa ll nach 
deutschem K onku rs re ch t die Masse n ic h t be rüh rt, g le ich
g ü ltig , ob sich der Berufene fü r  A nnahm e oder A us
schlagung des E rban fa lls  entscheide. Bei A nnahm e fa lle  
der E rw erb  n ic h t in  die Teilungsmasse, die au f ih m  lastende 
V e rb in d lich ke it n ic h t in  die Schuldmasse.

H ie r im  F ragefa lle  b in  ich  der A ns ich t, daß, w enn der 
E rb fa ll in  die Z e it nach K onku rse rö ffnung  gefallen ist, 
die E rbscha ft von den G läub igern n ic h t angegriffen werden 
kann, da nach § 1 Abs. 1 K O . n u r die im  A ugenb lick  
der K onku rserö ffnung  pfändbaren Vermögensrechte zur 
Konkursm asse gehören.

Nach m einer Auffassung ko m m t m an auch von  einer 
anderen Seite her zu genau demselben Schluß. Nach 
Ih re r  Angabe leben die Ehegatten in  a llgem einer G üter
gem einschaft. H ie r gehört aber das, was die F rau  von 
Todes wegen e rw irb t, zu ih rem  V orbehaltsgut. In fo lge 
dessen können die G läubiger an das Erbe n ic h t heran, 
da der K o n ku rs  sich ja  gegen das Vermögen des Ehe
mannes und das Gesamtgut, d. h. das gem einschaftliche 
Verm ögen der beiden Ehegatten, r ich te t.

Kosten eines Schiedsgerichtsverfahrens (ES tG . § 16).

Ich  habe bereits bei der Zusam m enste llung der W er
bungskosten in  H e ft S Seite 78 auf die verschiedenen E n t
scheidungen zur Frage der Prozeßkosten hingewiesen. 
A u ch  die Schiedgerichtskosten gehören zu den Prozeß
kosten. Sie s ind n u r abzugsfähig, w enn sie in  u n m itte l
barem  Zusam m enhänge w irtsch a ftlich e r A r t  m it  dem 
Betriebe stehen. Dieser w ir tsch a ftlich e  Zusam m en
hang besteht aber in  sehr v ie len Fä llen  n ich t. Die Steuer
p flich tigen  verwechseln h ier diesen e rfo rderlichen  Z u 
sam m enhang, der ja  die E rh a ltu ng  und S icherung von 
E in k ü n fte n  bezwecken und entsprechend nachweisen 
soll, meistens m it  dem Zusam m enhang m it dem Ver
mögen sch lech th in . ,___

Diese le tz teren, m it  dem Verm ögen im  Zusam m enhang 
stehenden A u fw endungen werden aber n iem als als 
fä h ig  ane rkann t. So insbesondere die Entscheidung 
1160/29 vom  2 5. 9 .  1929, bei der es sich z u fä llig  um  
Prozeßkosten, die bei e inem  S tre it um  ein Haus ent
standen sind, handelt, genau so w ie im  F rage fa ll. Die 
A bzugsfäh igke it der Prozeßkosten is t m it  der Begründung

abgewiesen w orden, daß der Prozeß u m  das Haus selbst 
und d a m it um  die E rh a ltu n g  der einen Vermögens
bestandteil b ildenden Substanz ge füh rt worden sei.

E ine Entscheidung, die zw ar n ic h t Prozeßkosten oder 
ähn liche K osten nennt, aber doch h ie r von  Bedeutung ist, 
w e il sie ze igt, w o ra u f es a nkom m t, is t die Entscheidung 
V I  A  1442/29 vom  6. 11. 1929, in  der ausd rück lich  be
to n t w ird , daß die Aufw endungen, die zu r E rh a ltu ng  des 
Vermögens b e w irk t werden, n ic h t abzugfäh ig  sind.

D ie w eiteren Entscheidungen gehen aus der V eröffent
lich u n g  in  H e ft 5 Seite 78, S tichw o rt „P rozeßkosten“ , her
vor. M an s ieh t dabei übe ra ll, daß dann, w enn es sich 
um  die E rh a ltu n g  des Vermögens handelt, die Prozeß
kosten n ic h t abgezogen werden können, sow eit die E in 
kom m ensteuer oder Körperschaftsteuer in  B e tracht 
kom m t.

W enn  das F inanzam t in  seiner E inspruchsentschei
dung die Schiedsgericht- und A nw a ltskosten  als abzugs
fähige W erbungskosten n ic h t ane rkann t ha t, so is t es 
dam it im  R echt, da der S tre it zw ischen den beiden Ge
sellschaftern ta tsäch lich  ih re  Verm ögensanteile gelegent
lic h  der Verm ögensauseinandersetzung betra f.

Genau so w ie h in s ic h tlic h  der e igen tlichen  Prozeß
kosten lie g t die Sache bezüglich  der A nw a ltskosten . In  
B e trach t k o m m t h ie r eine Entsche idung V I  A  7 8 s /2® 
vom  12. 12. 1928, derzufo lge G erichts- und A nw a lts 
kosten, die in  einem  Prozeß wegen A u fw e rtun g  einer 
K ap ita lan lage  angefa llen sind, n ic h t als abzugsfähig an
e rka n n t w orden  sind, w e il diese Ausgaben vo rnehm lich  
der E rh a ltu n g  des K ap ita ls  gedient haben. Entscheidend 
is t also auch h in s ich tlich  der A nw a ltskosten , w ie es schon 
bezüglich der übrigen  Prozeßkosten der F a ll w ar, daß 
eine A bzugs fäh igke it dann n ic h t in  B e tracht kom m t, wenn 
die A u fw endung  der E rh a ltu n g  des Vermögens dient. 
Im  F rage fa ll ha tte  jeder der beiden Gesellschafter aber 
das Interesse daran, durch  schiedsgerichtliches Verfahren 
sein Verm ögen zu erha lten .

Disagio bei Anleiheauinahme.
Die Buchungen im  F rage fa ll, in  dem eine Anle ihe von 

RM . 100 000.—  bei 90%  Auszahlung auf genommen 
ist, s ind fo lgende:

per G e ld -K onto  (K B P .) 
an A n le ihe -K on to

fü r  A uszah lung  ...................................- RM . 90 000.—

per A g io -K o n to  
an A n le ihe -K on to

fü r  D isa g io .......................................  . . .  RM . 10 000.—

A m  Jahresschluß w ird  das A g io -K on to  ausgebucht: 

per V e rlu s t- und G ew inn-K onto  

an A g io -K o n to
für Verlust bei Anleiheaufnahme. . . RM. 10 000.—
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Das Anle ihege ld  is t nach Ih re r  Angabe benutz t worden 

fü r  einen Neubau. Zw eckm äßig  w ird  fü r  den Neubau als 
A b rechnungs-K onto  ein besonderes N eubau-Konto  ge
fü h rt,  dem a lle  A u fw endungen fü r  den Neubau belastet 
werden. Nach F ertigs te llung  des Baues w ird  der ta t
sächliche W e rt des Gebäudes a u f G ebäude-Konto über
tragen. E in  e v tl. Saldo, der sich aus e iner D iffe renz 
zw ischen den A u fw endungen und dem ta tsäch lichen  Ge
bäudewert ergeben kann , w ird  über V e rlus t- und G ew inn- 
K on to  ausgebucht. Ic h  bemerke aber, daß steuerlich  
die ta tsäch lichen  A u fw endungen fü r  den Neubau n ich t 
n u r als H erste llungskosten, sondern auch als gemeiner 
W e rt angesehen werden. Gegebenenfalls können  h ie r A b 
schre ibungen vorgenom m en werden, die sich aus W e rt
m inderungen oder w ährend  der B auze it e ingetretenen 
A bnu tzungen  ergeben. H ie rü be r is t a u s fü h rlich  be
r ic h te t w orden. In  den A ufsä tzen  über Abschre ibungen 
im  Jah rgang  1930 insbesondere finden Sie einen kurzen  
H inw e is  in  H e ft 9 /1930 S. 132 u n te r Z iffe r  7.

Bezüglich  des Disagios in  s teuerliche r H in s ich t ver
weise ich  au f eine E ntsche idung I  A  432 /27  v. 26. 2. 1929, 
derzufolge e in  bei der A u fn a h m e  e iner Schuldanleihe 
entstandenes D isag io  nach den in  der Geschäftswelt 
üb lichen  B uchungs- und B ilanz ie rungsve rfah ren  in  der 
W eise behandelt werden kann , daß der vo lle  Nennbetrag 
der aufgenom m enen Schuld u n te r die Passiven, der bei 
der Schu ldaufnahm e aber n ic h t here ingebrachte U n te r
schiedsbetrag —  das D isag io  —  a u f der A k tiv s e ite  der 
B ila n z  als B erich tigungsposten  e ingeste llt w ird . Dieser 
Posten is t weder als Ausw eis eines Scheingew inns noch 
als e in  w irk lic h e s  A k t iv u m  zu b eu rte ilen ; er is t e in  re iner 
B erich tigungsposten zum  A usg le ich  der B uchung des 
vo llen  Nennbetrages der Schuld a u f der Passivseite. 
D ie nach träg liche  S tre ichung eines solchen Postens im  
Wege der B ilan zb e rich tigu n g  und  d a m it die Absetzung 
im  ausgewiesenen B ilanzgew inn  kann  n ic h t ve rlang t 
werden.

In  der B egründung zu dieser En tsche idung be tont 
R F H ., daß n ic h t die Z u läss igke it, den D isag io -V e rlus t 
als w irk lic h e n  V e rlu s t zu Lasten des erz ie lten  Gewinns 
zu behandeln, b es tritten  werden solle. Es handle sich 
v ie lm e h r n u r darum , daß dieser D isag io -V e rlus t auch 
im  S teuerverfahren  n ic h t als G eschäftsverlust des Jahres 
1925 behandelt und aus dem G ew inn dieses Jahres ge
deckt werden dürfe , nachdem  ih n  die B eschw erdeführerin  
selbst in  Ü bere ins tim m ung  m it  e inem  a llgem e in  üb lichen  
B uchungsverfah ren  in  ih re  B u c h fü h ru n g  und in  ih re  
B ilan za u fs te llu n g  n ic h t au f das J a h r 1925 übernom m en 
habe. Dabei bleibe es dah in  gestellt, ob es steuerlich  
übe rhaup t zulässig gewesen w äre, den ganzen D isagio
betrag im  Jahre seiner E n ts tehung  am  B ilanzgew inn  zu 
kürzen .

F ü r den F rage fa ll w ürde ic h  also den Feh ler, den der 
Beschw erdeführer gem acht hat, verm eiden und, w ie  an
gegeben, buchen. Ic h  w ürde w e ite r den D isag iobetrag 
im  Jahre der A n le iheau fnahm e ganz über V e rlu s t- und 
G ew inn -K onto  ausbuchen m it  der B egründung, daß es 
sich bei dem D isagio n ic h t u m  zusätzliche Z insen handle, 
sondern um  einen Betrag, a u f den ve rz ich te t werden 
m ußte, um  die A n le ih e  überhaup t zu e rha lten . Sollte das 
F inanzam t diese A uffassung  beanstanden, dann bliebe 
im m e r noch der W eg der V e rte ilu n g  des D isagios a u f

Verantwortlich filr den L’extteil: Carl Fluhtne, Berlin-Johannisthal, 
Friedrichstraße 44, filr  den Anzeigenteil: ß. Klaus, Stuttgart, 
Furtbachstraße 18.

Unverlangt elngesandte Mmuskripte bleiben ohne jegliche Haftung 
der Sehriftleitung und des Verlages, Rücksendung nur, falls 
dafür l'orto  beigefügt ist. j

Nachdruck aus dieser Zeitschrift is t nur m it ausdrücklicher Ge- 
neh nlgung der Schriftleitung und dann ,nur unter genauer 
Quellenangabe gestattet, j

Beratung ua l Auskunft: Erste Beratung innerhalb eines Vierteljahrs 
kostenfrei, soweit liese Ankunft eine llriefseite nicht über
schreitet. Diese Vergünstigung g ilt jeweils nur bis zum Ablauf des 
betreffenden Vierteljahrs. Für die irste darüber hluausgehende 
Briefseite R if. 3.— Auskunftsgebühr, für jode weitere ange

die D auer der A n le ihe . Ic h  nehme an, daß eine Bean
s tandung n ic h t erfo lgen w ird .

Familien-G. m. b. H. und übernommene Gesellschai- 
terschuld (R Bew G . §§ 26, 28).
D ie A u ffassung  des F inanzam ts is t nach m einer M ei

nung r ic h tig . Es t r i f f t  n ic h t zu, daß ju r is tis c h  die G. m . 
b. H . nach dem Ausscheiden des einen Gesellschafters 
und  dem E in t r i t t  der E he frau  des verbleibenden Gesell
schafters als E inm ann-G ese llscha ft anzusehen ist. V ie l
m ehr hat die G. m . b. H . nach w ie  v o r ih re  eigene Rechts
pe rsön lichke it. D ie Folge ist, daß die A use inander
setzung zw ischen dem ausgeschiedenen Gesellschafter 
und der neueingetretenen E he frau  eine ganz persönliche 
Sache is t, die die G. m . b. H . an sich und  von Rechts 
wegen gar n ic h t b e rüh rt. Es hande lt sich also bei der 
Schuld der E he frau  um  eine Schuld, die im  H in b lic k  au f 
die G. m . b. H . und deren Betriebsverm ögen als „b e 
tr iebs frem d“  zu bezeichnen ist.

W enn  nu n  die G. m . b. H . die B ürgschaft und die 
Z ah lu n g  des Kaufpreises des A n te ils  fü r  die Ehefrau  
übernom m en hat, so hande lt es sich h ie r um  eine Forde
rung , die in  der U m ke h ru n g  des vore rw ähn ten  G rund
satzes ebenfa lls betriebsfrem d is t. Sie kann  n ic h t als 
Forderung  der G. m . b. H . als un e in b rin g lich  abgeschrieben 
werden.

Nach m einer A u ffassung  hande lt es sich un te r dem 
G esichtspunkt der K örperschafts teuer h ie r entweder um  
eine K a p ita lrü ckza h lu n g  an die E he frau  oder, was m it 
R ücks ich t darau f, daß die E he frau  n ich ts  e ingebracht 
hat, w ahrsche in liche r is t, um  eine G ew innausschüttung.

Derselbe Grundsatz m uß aber nach m einer A n s ich t 
genau so A nw endung  finden fü r  die Ansetzung nach den 
Bestim m ungen des Reichsbewertungsgesetzes. E ine be
triebsfrem de Schuld bzw. F orderung  kann  n ic h t als das 
Betriebsverm ögen m indernd  angesehen werden. Dem 
zufo lge is t die A u ffassung  des F inanzam ts r ic h tig . D ie 
K o llis io n , die sich daraus e rg ib t, daß das P riva tve rm ögen  
der G esellschafter-Ehegatten die Verm ögensteuerfre i
grenze von  R M . 20 000.—  n ic h t überste igt, w ährend  sich 
das Betriebsverm ögen, w e il es sich u m  eine den Betrieb 
angehende Forderung  an die E he frau , n ic h t aber um  eine 
betriebsfrem de Schuld handelt, um  RM . 17 500.—  ve r
m ehrt, is t nach der Rechtslage n ic h t zu verm eiden.

E ine Stütze finde t m eine A uffassung, die der des 
F inanzam ts en tsprich t, da rin , daß R F H . u n te r I  A  36/28 
vom  31. 7. 1928 dah in  entschieden hat, daß, w enn eine 
G. m . b. H . e inem  D ritte n  gegenüber eine Schuld über
n im m t, um  ih rem  G esellschafter den Besitz seiner Ge
schäftsante ile  zu e rha lten , es sich dann bei der G. m . b. H . 
um  eine betriebsfrem de Schuld hand le , die bei ih r  
n ic h t als W erbungskosten abgezogen werden können. In  
der Begründung w ird  u. a. gesagt, daß, w enn die Gesell
scha fter die von  ihnen  beherrschte G. m . b. H . zu r Ü ber
nahm e e iner V e rp flich tun g  bestim m en, die die G. m . b. H . 
m angels eines entsprechenden ih r  zufließenden Gegen
w erts  n ic h t fö rdere, sondern sie n u r belaste, so handle es 
sich dabei um  eine betriebsfrem de Schuld, die steuerlich  
n ic h t zum  A bzug zugelassen werden könne.

Diese Grundsätze finden nach m einer A u ffassung auch 
A nw endung  h in s ich tlich  der B eu rte ilung  fü r  die V er
mögensteuer. Das V erfahren  des F inanzam ts is t danach 
n ic h t zu beanstanden.

fangene Briefseite RM. 4.-. Jede weitere Beratung Innerhalb 
dea gleichen Vierteljahrs pro Briefseite RM. 4. —. Bei An 
trügen auf Auskunft wird das Einverständnis mit Vorste
hendem vorausgesetzt, (Fostscheokkonto Stuttgart Nr. 9347 
Muth’sche Verlagsbuchhandlung, Stuttgart.)

Abbestellungen des Bezugs müssen bis zum 20. des letzten Monats 
eines Vierteljahres beim Verlag eiugegangen sein, andernfalls 
bleibt der Bezug für das folgende Vierteljahr bestehen.

Verhinderung des Erscheinens durch höhere Gewalt, Streiks, Aus
sperrung, Betriebstörungen usw. begründet keinen Anspruch 
auf Liderung der Zeitschrift oder auf Rückzahlung des Be
zugs jeldes, ebenso keinen Ersatzanspruch von Benutzern des 
Anzeigenteiles.

Erfüllungsort und Gerichtstand: Stuttgart.
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